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 V.i.S.d.P.: Klaus Pinzek (Ökumenisches Büro)
Das Infoblatt des Ökumenischen Büros
wird gefördert durch die

es hat schon einen leichten Zug
ins Irreale, aber hiermit versu-
chen wir, uns an diejenigen zu
wenden, die diese Zeitung nicht
erreichen wird. Wir möchten uns
nämlich bei all denen entschuldi-
gen, die wir nicht mehr mit dem
Infoblatt beliefern können. Da das
Ökumenische Büro auch im Jahr
2006 mit weiteren massiven
Mittelkürzungen zurechtkommen
muss, sahen wir keine andere
Möglichkeit, als die Auflage des
Infoblattes auf tausend Exemplare
zu halbieren (daher sind wir wei-
terhin auf Spenden angewiesen:
http://www.oeku-buero.de/spen-
den/. Wie schon vor einem Jahr,
in der vorletzten Ausgabe, ange-
kündigt, werden ab dieser Ausga-
be auf der Web Seite des Ökume-
nischen Büros www.oeku-
buero.de PDF-Dokumente der
Infoblätter zum Herunterladen zur
Verfügung gestellt werden. Den-
jenigen, die bei unseren Umfra-
gen des letzten Jahres den
Wunsch geäußert haben, weiter
das Infoblatt zugeschickt zu be-
kommen, werden wir es auch
weiterhin zuschicken, die anderen
haben die Möglickeit, es von un-
serer Internetseite herunterzu-
laden.

Das IV. Gipfeltreffen zwischen
der Europäischen Union (EU) und
den Staaten Lateinamerikas und
der Karibik im Mai 2006 in Wien
war sicherlich für alle Gruppen,
die zu Lateinamerika arbeiten, ein
wichtiges Datum, so auch für die
Redaktion des Infoblattes. Wir
haben dieses Ereignis zum Anlass
genommen, uns im Schwerpunkt
dieses Heftes mit der Politik der
EU gegenüber den Ländern des
Südens zu beschäftigen. Im Blick

hatten wir besonders den Ver-
gleich dieser Politik der EU mit
der der USA. Wir teilen die An-
sicht von Raul Moreno (siehe
Interview), dass es in den Wirt-
schaftsbeziehungen und bei den
europäischen Investitionen in
Lateinamerika keinerlei Unter-
schiede zu den USA gibt. Die
These, dass die EU und die USA
beim Durchsetzen der Interessen
transnationaler Konzerne sich
gleichermaßen über die Interes-
sen der Bevölkerungen im Süden
hinwegsetzen, wurde auch in un-
serer Veranstaltung zu
Investitionsstreitigkeiten vor in-
ternationalen Schiedsgerichten
belegt.

Auch der Bericht vom vierten
Weltwasserforum in Mexico be-
schäftigt sich indirekt mit dem
Thema, denn die treibenden
Kräfte im Bereich der Wasser-
privatisierung sind europäische
Konzerne.

In Zentralamerika und Mexi-
ko stehen in diesem Jahr wichti-
ge Wahlen an oder haben schon
stattgefunden. Mit diesem Thema
beschäftigen sich ein Artikel aus
El Salvador, in dem versucht
wird, hinter die von der herr-
schenden ARENA-Partei aufge-
baute demokratische Fassade
von sauberen Wahlen zu blicken,
ein Artikel aus Nicaragua, wo
die Regionalwahlen an der At-
lantikküste von den politischen
Parteien nur als Testwahlen für
die Nationalwahlen im Novem-
ber missbraucht wurden, und ei-
ner über Mexico, wo die EZLN
mit „La Otra Campaña“ zeigt,
dass es neben Wahlen noch an-
dere Mitwirkungsmöglichkeiten
für die Bevölkerung gibt.

Liebe Leserinnen
und Leser,

mailto:info@oeku-buero.de
http://www.oeku-buero.de
mailto:flug@oeku-buero.de
http://www.oeku-buero.de)
http://www.oeku-buero.de/spen
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Überschwemmungen in Concepción Batres. Foto: Oikos

Lebensgefahr  beim Strasse überqueren
27. September Barrio La Vega am Acelhuate Fluss

(ea) Ein paar Gedanken und Fragen
dazu, warum die Politik der EU und
der USA sehr unterschiedlich wahr-
genommen wird. Wie die EU sich be-
müht, sich als die humanere Alterna-
tive zu präsentieren und damit gera-
de in Lateinamerika bei manchen
Leuten Erfolg hat.

Die folgenden Zeilen erheben
nicht den Anspruch einer tiefgründi-
gen politischen Analyse, sie behaup-
ten nicht, die Politik der Europäi-
schen Union gegenüber den Staaten
des Trikonts in allen Facetten über-
zeugend darstellen zu können. Auch
wollen und können sie keinen de-
taillierten Vergleich der Auswirkun-
gen der Politik der USA und der EU
auf die Länder des Südens liefern.
Sie sind nicht mehr als ein paar Ge-
danken und Fragen, von denen wir
annehmen, dass sie auch für andere
interessant sind.

Das IV. Gipfeltreffen zwischen der

Europäischen Union und den latein-
amerikanischen Staaten vom 11. bis
13. Mai 2006 in Wien ist für die
Solidaritätsgruppen, die zu Latein-
amerika arbeiten, ein hervorragender
Anlass, sich Gedanken zur Politik der
EU gegenüber den Staaten dieser Re-
gion zu machen. Das ist ein politi-
scher Aspekt, mit dem sie sich eher
selten beschäftigen. Es liegt auf der
Hand, dass die Solidaritätsgruppen
gute Gründe haben, sich in erster Li-
nie kritisch mit der Politik der USA
auseinanderzusetzen. Nicht nur die
häufigen Interventionen der USA in
dieser Region, wo sie im Laufe der
Geschichte immer wieder emanzipa-
torische Bestrebungen mit der Be-
hauptung, sie verteidigten “vitale Si-
cherheitsinteressen”, militärisch be-
kämpft und erstickt, in Wirklichkeit
aber nur ihre Ordnungsvorstellungen
in ihrem Hinterhof durchgesetzt ha-
ben, sondern auch die Konsequenzen
der US-amerikanischen Außenwirt-

schaftspolitik zwingen Lateinamerika-
gruppen dazu, sich regelmäßig mit
den USA und den Machenschaften der
nordamerikanischen transnationalen
Konzerne zu beschäftigen. Die ver-
heerenden ökonomischen Konse-
quenzen, die die Nordamerikanische
Freihandelszone NAFTA für die mexi-
kanischen Bäuerinnen und Bauern hat,
liegen klar auf der Hand. Und der US-
Zentralamerikanische Freihandels-
vertrag CAFTA wird ähnliche Auswir-
kungen in El Salvador, Nicaragua und
Costa Rica haben. Im “Freihandel” mit
der hochsubventionierten und techni-
sierten US- Landwirtschaft werden
die zentralamerikanischen Bäuerinnen
und Bauern beim Anbau von Mais,
Reis und Bohnen auf die Dauer genau-
so wenig Chancen haben wie die me-
xikanischen und die Zahl der illegali-
sierten MigrantInnen wird weiter an-
wachsen. Die Ursachen der Zerstö-
rung der mexikanischen und zentral-
amerikanischen Landwirtschaft liegen

Europa im Blick
Gipfeltreffen EU – Lateinmaerika in Wien

Offizielles Foto vom offiziellen Gipfel EU Lateinamerika mit inoffiziellem Vordergrund
Foto: www.eu200.at

http://www.eu200.at
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Geschädigte
Brücke.
Foto:
Oikos

klar auf der Hand. Dabei ist es wich-
tig, das US-amerikanische Profit-
interesse zu benennen. Aber wenn die
Wirtschaftspolitik der EU in Latein-
amerika k einen gleichermaßen un-
heilvollen Einfluss hat, so heißt das
noch lange nicht, dass ihre Politik
besser  wäre als die der USA.

Bei der Durchsetzung ihrer
globalen Wirtschaftsinter-
essen gibt es zwischen den
USA und der EU keine rele-
vanten Unterschiede

Bei den Außenhandelsbeziehungen
ist die Politik anderen Ländern gegen-
über zwischen den USA und der EU
besonders einfach zu vergleichen, da
dieser Politikbereich bekanntlich seit
1970 in die Zuständigkeit der EU-
Kommission fällt und nicht in die der
Mitgliedsstaaten. Die Staatenbund
EU agiert hier wie der Bundesstaat
USA als politische Einheit. Und genau
wie die USA nützt die EU alle Ebenen
zu Durchsetzung ihrer Wirtschafts-
interessen, die  wie bei den USA die
Interessen der transnationalen Kon-
zerne sind. Unter der globalen Ebene
sind die internationalen Finanzinsti-
tutionen Internationaler Währungs-
fonds  IWF, Weltbank und die Welt-
handelsorganisation WTO zu verste-

hen. Diese Institutionen werden von
den USA und der EU dominiert und
die Politik, die diese Institutionen be-
treiben, entspricht den gemeinsamen
Interessen, auf die sich diese beiden
Mächte konnten. Wenn man sich das
Ergebnis dieses Interessenausgleichs
der beiden wirtschaftlichen Groß-
mächte ansieht, erkennt man ohne
weiteres, dass in den internationalen
Institutionen nicht immer die USA der

Böse, der „schlimmere Kapitalist“ ist,
sondern häufig die EU. Es sei hier nur
an die Vorreiterrolle der EU innerhalb
der WTO bei der Forderung nach wei-
terer Liberalisierung beim Handel mit
Dienstleistungen (GATS) und bei der
Diskussion der so genannten Singa-
pur-Themen erinnert. Es war die EU,
die am vehementesten auf einen Aus-
bau des Investitionsschutzes drängte.
Und auch bei den Verhandlungen wäh-
rend der WTO-Konferenz im Dezem-
ber 2005 in Hongkong zu den Agrar-
exportsubventionen war es die EU und
nicht die USA, die den Forderungen
der Länder des globalen Südens nach
Abschaffung der Agrarsubventionen
am meisten Widerstand entgegen
setzte.

Genau wie die USA nutzt die EU
nicht nur die globale Ebene der inter-
nationalen Finanz- und Handelsorga-
nisationen, sondern auch intensiv die
Möglichkeiten bilateraler und regio-
naler Freihandelsabkommen. Dass
globale und regionale Ebene sich er-
gänzen und gemeinsam der Durchset-
zung wirtschaftlicher Interessen die-
nen, belegt ganz deutlich das Zitat des
ehemaligen EU-Handelskommissars
Pascal Lamy: „Wir nutzen bilaterale
Freihandelsabkommen, um über
WTO-Standards hinauszukommen.
Ein bilaterales Handelsabkommen ist

per Definition ein
‚WTO-plus’-Abkom-
men. Ob in Bezug auf
Investitionen, geistige
Eigentumsrechte,
Zollstrukturen oder
andere handelspoliti-
sche Instrumente – in
jedem bilateralen
Freihandelsabkommen
gibt es ‚WTO-plus’-
Vorkehrungen. Investi-
tionen, öffentliche
Auftragsvergabe und
Wettbewerb sind The-

men, die wir in unseren bilateralen
Freihandelsabkommen immer auf die
Agenda setzen.”1  Die von Pascal
Lamy genannte Themen, die so ge-
nannten Singapur-Themen, decken
sich ganz eindeutig mit den Interessen
transnationaler Konzerne. Bei Investi-
tionen geht es ihnen vor allem um
Investitionsschutz, um einen Schutz,
wie er z. B. im NAFTA-Vertrag (USA,
Kanada, Mexiko) festgeschrieben ist,

wo Konzernen sogar der zunächst er-
wartete und in Folge politischer Ent-
scheidungen - wie z. B. Umwelt-
schutzmaßnahmen - entgangene Ge-
winn ersetzt wird. Das Thema geistige
Eigentumsrechte beschäftigt sich vor
allem mit der Verschärfung von Pa-
tent- und Markenschutz, wovon wie-
derum vor allem transnationale Kon-
zerne profitieren. Bei dem Thema öf-
fentliche Auftragsvergabe geht es an-
geblich um die Verbesserung der
Wettbewerbssituation, tatsächlich
aber um eine weitere Einschränkung
politischer Entscheidungsmöglichkeit
und die Zurückdrängung des öffentli-
chen Sektors zu Gunsten der Privat-
wirtschaft. Wie das Beispiel NAFTA
schon gezeigt hat, sind sich die beiden
Mächte USA und EU in der politi-
schen Praxis bei der Durchsetzung
der wirtschaftlichen Interessen ihrer
transnationalen Konzerne sehr ähn-
lich. Auch die USA nutzen gerne die
regionale oder bilaterale Ebene, wenn
sie auf globaler Ebene ihr Ziel nicht
erreichen. Klare Beispiele findet man
dafür in den letzten Jahren in Latein-
amerika: als die Durchsetzung der
gesamtamerikanischen Freihandelszo-
ne ALCA schwieriger wurde, wichen
die USA erfolgreich auf untere regio-
nale Ebenen aus. Inzwischen ist ALCA
höchst wahrscheinlich gescheitert,
aber stattdessen gibt es den Freihan-
delsvertrag CAFTA, in dem die USA
ihre Interessen gegenüber den schwa-
chen zentralamerikanischen Staaten
durchgesetzt haben. Auch mit den
Ländern des Andenpaktes haben die
USA sofort Verhandlungen zu bilate-
ralen Freihandelsverträgen begonnen,
als die Verhandlungen bei ALCA ins
Stocken gerieten. Mit Kolumbien
wurden die Verhandlungen vor kurzem
abgeschlossen.

Noch eine Parallele im Bereich
der Außenwirtschaftspolitik lässt sich
zwischen der EU und den USA fest-
stellen. Beide sind im Augenblick be-
strebt, ihre Zoll-Präferenzsysteme,
soweit sie noch bestehen, durch
Freihandelsverträge zu ersetzen. Seit
den 1970er Jahren bestand im GATT,
dem Vorläufer der WTO, die Mög-
lichkeit, den Entwicklungsländern
Präferenzzölle einzuräumen, d. h., In-
dustrieländer erheben bei Entwick-
lungsländern niedrigere Zölle als um-
gekehrt diese von ihnen einfordern.

USA: Kreuze an der Grenzbefestigung in Tijuana erinnern an die
toten MigrantInnen



5Gipfeltreffen EU - Lateinamerika in Wien

Infoblatt 68

Präferenzielle Zölle wurden nie in
großem Umfang gewährt, sie waren
daher nicht von großer praktischer
Bedeutung. Aber sie hatten große
symbolische Bedeutung, da sie die
herrschende Ungerechtigkeit in der
Weltwirtschaft offenbar werden lie-
ßen. Die EU ist gerade dabei, ihre
Wirtschaftsbeziehungen zu Zentral-
amerika und zu den Staaten des An-
denpaktes neu zu gestalten. Bisher
folgen die Beziehungen zu diesen bei-
den Regionen noch dem Allgemeinen
Präferenzsystem der EU, aber in Zu-
kunft werden sie wohl durch Freihan-
delsverträge geregelt werden (siehe
Kasten). Auch die USA streben weg
von einseitigen Handelspräferenzen.
Ihr Drängen auf einen schnellen
Abschluss der CAFTA-Verhandlungen
resultierte aus dem Wunsch, die
Caribbean Basin Initiative (CBI) zu
beenden. In diesem Abkommen hatten
die USA einzelnen Ländern Zentral-
amerikas und der Karibik für be-
stimmte Produkte freien Zugang zum
US-Markt gewährt.

Die Entwicklung der wirtschaftli-
chen Beziehungen der EU zu den
AKP-Staaten – von den Lomé-Verträ-
gen (1975 bis 2000) zum Cotonou-
Abkommen (2002) – zeigt deutlich
das Einschwenken der EU auf eine
neoliberalere Politik. Während die
EU in den Lomé-Verträgen den AKP-
Staaten noch einseitig Handels-
präferenzen gewährte, sieht das
Cotonou-Abkommen die handelspoli-
tische Kooperation durch den
Abschluss von Freihandelsabkommen
bis 2007 vor. Das Cotonou-Abkom-
men, das sich selbst als Partner-

schaftsabkommen versteht, hat neue,
über die Lomé-Verträge hinausgehen-
de Ziele eingeführt: die Achtung der
Menschenrechte und demokratischer
Grundsätze und das Prinzip der „good
governance“ (z. B. Kampf gegen Kor-
ruption)2 .

Die EU ist bemüht, sich als
humanere kapitalistische Al-
ternative zu den USA darzu-
stellen

Diese Ziele, die innerhalb der po-
litischen Zusammenarbeit mit den
AKP-Staaten3  formuliert wurden,
sind typisch für die Politik der EU.
Auch die Abkommen mit Mexiko und
Chile enthalten eine Menschenrechts-
klausel. Zumindest im Falle von Me-
xiko beklagen aber mexikanische
Gruppen wie z. B. RMALC4 , dass da-
mit kein praktikables Instrument zur
Verhinderung von Menschenrechts-
verletzungen geschaffen wurde, son-
dern es sich nur um schön klingende
Worte handle. Man kann den Eindruck
gewinnen, dass dahinter System
steckt, dass diese Rhetorik der EU
dazu dient, sich das Image der huma-
neren Alternative zu den USA zu ver-
schaffen.

Erstaunlicherweise hat die EU ge-
rade in Lateinamerika mit dieser Me-
thode einen gewissen Erfolg. So wur-
de z. B. in der Diskussion um ALCA
die EU von vielen, auch kritischen
Kreisen, als die bessere Alternative
wahrgenommen. In der Publikation
der Alianza Social Continental
„Alternativas para las Américas“ wird
z. B. die Methode der europäischen

Ausgleichszahlungen hervorgehoben,
„wo die reicheren Ländern Entwick-
lungshilfe nach Spanien, Portugal,
Griechenland und Irland geleitet ha-
ben mit der Absicht, den Lebensstan-
dard dort an den der anderen Nationen
der EU anzunähern.“5  Diese recht po-
sitive Aussage zur Strukturpolitik der
EU kommt zu einem Zeitpunkt, zu
dem die gleichen kritischen Gruppen
sich bewusst sind, dass die Direkt-
investitionen europäischer Konzerne
in Lateinamerika riesige Dimensio-
nen angenommen haben. In der Priva-
tisierungswelle der 1990er Jahre und
beim Aufkauf privater lokaler Unter-
nehmen stehen europäische Konzerne
denen aus den USA in nichts nach. Be-
sonders spanisches und französisches
Kapital wird vor allem im Dienstlei-
stungsbereich (Telekomunikation, En-
ergie, Wasserversorgung und Banken)
investiert. Alfonso Moro von der me-
xikanischen Organisation RMALC
schreibt dazu: „Zweifellos nutzt die
Europäische Union ihre Entschei-
dungsinstanzen und das ökonomische
Gewicht, das sie hat (weltweit führen-
de Exportmacht), dazu, mit ihrer Poli-
tik die Interessen ihrer transnationa-
len Konzerne auf allen Ebenen zu un-
terstützen, was konkret bedeutet, dass
die EU den Abschluss von Freihan-
delsverträgen fördert.“6  Man könnte
diese beiden Urteile als differenziert,
als dem unterschiedlichen Sachverhalt
angemessen bezeichnen. Aber es
bleibt der Verdacht, genährt auch von
anderen Beispielen, die hier nicht
ausgeführt werden können, dass kriti-
sche Gruppen in Lateinamerika ge-
genüber der EU durchaus kritischer
sein sollten.

Auch in der Migrationspolitik
der EU kann man keine hu-
mane Alternative gegenüber
der Politik der USA erkennen

Die Politik in Bezug auf Migrant-
Innen ist in den USA und in der EU
praktisch gleich. Die beiden Wirt-
schaftsmächte, die sich so intensiv für
die Freiheit des Handels mit Waren
und Dienstleistungen einsetzen, die
die Segnungen der Globalisierung
propagieren, behindern die Bewe-
gungsfreiheit des Produktionsfaktors
Arbeit mit allen Mitteln. Sie schotten
sich gegen MigrantInnen und Flücht-

Europa: Schiff mit Flüchtlingen vor den kanarischen Inseln
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linge gleichermaßen ab. Wenn die
US-Maßnahmen am Rio Bravo
manchmal martialischer wirken als
die Aktionen der EU im Mittelmeer,
so hat das kaum etwas mit Politik zu
tun, sondern vor allem mit der
Geografie. In jedem Fall werden
MigrantInnen, die nicht zuletzt Opfer
der von den USA und der EU vorange-

triebenen Globalisierung sind, in die
Illegalität getrieben und höchst prekä-
ren Lebensverhältnissen ausgesetzt.
Wenn es bei den augenblicklichen
Auseinandersetzungen in den USA um
die Verschärfung der Abschottung
Stimmen aus Wirtschaftskreisen gibt,
die darauf hinweisen, dass die Mi-
grantInnen auf dem Arbeitsmarkt ge-
braucht werden, so zeigt sich darin
eine Ehrlichkeit, die in Europa fehlt.

Was sind die Ursachen dafür,
dass die USA viel stärker in
der Kritik stehen als die EU?

An der Art und Weise, wie die bei-
den Mächte ihre wirtschaftlichen In-
teressen durchsetzen, kann es nicht
liegen, dass die USA gerade bei Grup-
pen, die zu Lateinamerika arbeiten,
häufig viel stärker in der Kritik stehen
als die EU. Auf diesem Gebiet sind
die beiden Mächte nicht zu unter-
scheiden. Es könnte daher an der
Machtpolitik liegen, d. h. an der Art
und Weise, wie die beiden Mächte
ihre Militärmacht einsetzen. In dem
Punkt werden USA und EU erstaun-
lich unterschiedlich beurteilt. Einen
bemerkenswerten Unterschied gibt es
tatsächlich, die Höhe der Rüstungs-
ausgaben. In dem Bericht der Europäi-
schen Kommission „Europäische Ver-
teidigung – Industrie- und Markt-

aspekte“ aus dem Jahr 20037  wird
dazu festgestellt: „Die Verteidigungs-
ausgaben der Mitgliedstaaten der EU
zusammengenommen machen nicht
einmal die Hälfte dessen aus, was die
Vereinigten Staaten für die Verteidi-
gung aufwenden. Der Verteidigungs-
haushalt der USA beläuft sich auf ins-
gesamt 390 Milliarden USD jährlich;
dem steht ein kumulierter Verteidi-
gungshaushalt der EU-Mitgliedstaaten
von zusammen 160 Milliarden EUR
gegenüber.“

Der US-amerikanische Politologe
und Journalist Robert Kagan geht in
seiner Veröffentlichung zur Außen-
politik der USA und der EU „Power
and weakness“8  so weit zu behaupten,
„Americans are from Mars and
Europeans are from Venus“. Wie er
die „Mars-Position“9  der USA sieht,
wird am deutlichsten in seinen Erläu-
terungen zur Nationalen Sicherheits-
strategie der USA, wie sie von der
Regierung Bush als Reaktion auf den
11. September veröffentlicht wurde:
„Die Erklärung, die USA wollten die
überragende Militärmacht der Welt
und so stark bleiben, dass jedes ande-
re Land davon abgeschreckt wird, die
amerikanische Überlegenheit in Frage
zu stellen, war lediglich die öffentli-
che Verlautbarung einer bislang un-
ausgesprochenen Prämisse der strate-
gischen Planung der USA [...]. Die
Amerikaner möchten eine freiheitli-
che Weltordnung verteidigen und be-
fördern. Aber die einzige stabile und
erfolgreiche Weltordnung, die sich
die Amerikaner vorstellen können, ist
eine, in deren Zentrum die USA ste-
hen. Und die Amerikaner können sich
auch keine Weltordnung vorstellen,
die nicht mit militärischer Macht ver-
teidigt wird, insbesondere amerikani-
scher Macht.“

Die „Venus-Position“, die er iro-
nisch „das postmoderne Paradies“
nennt, charakterisiert er folgenderma-
ßen: „Die Europäer unserer Zeit stre-
ben nicht nach Macht und schon gar
nicht nach militärischer Macht. [...]
Die strategische Kultur Europas
zeichnet die Betonung von Verhand-
lungslösungen ebenso aus wie Diplo-
matie und Handelsbeziehungen, der
Vorrang des Völkerrechts vor Gewalt-
anwendung, das Überzeugen vor
Zwang und Multilateralismus vor
Unilateralismus.“

Ein ähnlich euphorisches Bild von
Europa zeichnete Jeremy Rifkin in ei-
nem Artikel in der Süddeutschen Zei-
tung vom 7. August 2004 „Europa, du
hast es besser. Der Amerikanische
Traum inspiriert nicht mehr, doch es
gibt einen neuen: die EU.“ Darin heißt
es: „Während der amerikanische
Geist in der Vergangenheit schwelgt,
reift ein anderer faszinierender Traum
heran, beflügelt durch den Aufstieg
einer anderen Supermacht von globa-
ler Bedeutung: der Europäischen Uni-
on. [...] Genau wie die USA hat es sei-
nen Legitimationsmythos. Obwohl er
noch in den Kinderschuhen steckt, ist
der Europäische Traum die erste
transnationale Vision – eine, die als
Basis für die nächsten Schritte in der
menschlichen Entwicklung geeigneter
erscheint als die amerikanische.“

Ganz erstaunliche Bilder von Eu-
ropa sind das, von einem eher ver-
schwommenen Europa, denn die
Verteidigungspolitik ist ja Sache der
Mitgliedsstaaten. Es soll hier nicht
auf die Fragwürdigkeit der Bilder ein-
gegangen werden, nicht darauf, dass
einige Mitglieder der EU sehr wohl
am Irakkrieg beteiligt sind, nicht auf
das militärische Eingreifen der EU im
Kosovo und auch nicht auf die Wider-
sprüchlichkeit des Bildes, das den
„Aufstieg einer anderen Supermacht“
beschwört und sich dabei nicht mit
deren Methoden der Machtausübung
beschäftigt, es soll nur die Frage auf-
geworfen werden: Warum entstehen
solche Bilder und warum werden sie
von einigen akzeptiert?

In dem Artikel von Jeremy Rifkin
findet sich der Ausdruck „der Euro-
päische Traum“. Möglicherweise ist
das die Erklärung für das geschönte
Bild, das er von der EU entwirft. Es
geht ihm nicht so sehr darum, die eu-
ropäische Wirklichkeit abzubilden,
sondern darum, wenn der Weltmacht
USA schon kein realer Widerpart ent-
gegengesetzt werden kann, ihr wenig-
sten mit einem Traum Paroli bieten zu
können. Dies könnte auch die Erklä-
rung für die Akzeptanz dieses Bildes
bei Gruppen in Lateinamerika sein,
die sich mit der Hegemonialpolitik
der USA konfrontiert sehen und natür-
lich nach Alternativen suchen. In Eu-
ropa selbst wird von manchen sicher-
lich das kritische Bild, das von den
USA gezeichnet wird, wohlwollend

Das neue Europa?
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zur Kenntnis genommen. Sie werden
damit ihren Antiamerikanismus näh-
ren, der sie davon entlastet, sich kri-
tisch mit der Politik der Europäischen
Union auseinander zu setzen.

Konsequenzen

Aus diesen Überlegungen ergeben
sich auch die Folgerungen, nämlich
die Forderung an uns selbst, sich als
Lateinamerikagruppen viel stärker mit
Europa zu beschäftigen. Nachdem bei
der Konferenz in Wien der Beginn für
die Verhandlungen zu einem Freihan-
delsvertrag zwischen der Europäi-
schen Union und den zentralameri-
kanischen Staaten beschlossen wurde,
dürfen wir uns nicht damit zufrieden
geben, dass die Konsequenzen für
Zentralamerika wegen des relativ ge-
ringen Handelsvolumens und wegen
der geringen Konsequenzen für die
Landwirtschaft wesentlich undramati-
scher sein werden als die des CAFTA-
Vertrages. Wir müssen den neoliber-
alen Grundgehalt, der sich darin, ge-
nauso wie im CAFTA-Vertrag, zeigen
wird, deutlich machen und anprangern.

(ea) Vom 11. bis 13. Mai 2006
wird in Wien das IV. Gipfeltreffen der
Staats- und Regierungschefs der Eu-
ropäischen Union (EU), der Staaten
Lateinamerikas und der Karibik in
Wien stattfinden. Die offiziellen Ver-
lautbarungen dazu1  sind sehr allge-
mein und damit eher nichts sagend.
Der Themenkatalog lässt kein Thema
aus, von Demokratie über Menschen-
rechte, Frieden, Drogen, Kampf ge-
gen die Armut bis zu Terrorismus ent-
hält er alles, was man sich nur vorstel-
len kann. In diesem Artikel wird daher
versucht, einen kurzen Überblick über
das zu vermitteln, um das es wirklich

gehen wird – um die wirtschaftlichen
Beziehungen der beiden Regionen.

Diese Beziehungen basieren auf
einer Reihe von Freihandelsverträgen,
die entweder in Kraft sind

· EU – Mexiko
· EU – Chile,

in Verhandlung sind
· EU – Mercosur
· EU – Karibik

oder deren Verhandlungsbeginn auf
dem Gipfel in Wien beschlossen bzw.
eingeleitet wurde

· EU – Zentralamerika
· EU – Andenpakt.

Die wirtschaftlichen Beziehungen
zu diesen beiden Regionen werden im
Augenblick noch gemäß dem Allge-
meinen Präferenzsystem der EU ge-
regelt.

Abkommen zwischen
der EU und Mexiko

Dieses Abkommen ist das erste
Freihandelsabkommen, das die EU
mit einem lateinamerikanischen Land
abgeschlossen hat2 . Es sieht die
Schaffung einer Freihandelszone in-
nerhalb von zehn Jahren vor und zielt
neben der Öffnung der Güter- und
Warenmärkte auf weiterreichende Li-
beralisierungen bei Dienstleistungen,
dem öffentlichen Auftragswesen,
Wettbewerb, geistigen Eigentums-
rechten (hierbei geht es hauptsächlich
um Patent- und Markenschutz) und In-
vestitionen ab.

Unter großem Engagement von
Menschenrechtsorganisationen beider
Regionen gelang es, in das Globalab-
kommen, das dem Freihandelsvertrag
übergeordnet ist, eine Demokratie-
und Menschenrechtsklausel einzubin-
den. Der Vertragsartikel ist aber nur
ein Lippenbekenntnis geblieben, denn
weder die EU noch die mexikanische
Regierung haben sich bemüht, daraus
ein praktikables Instrument zur Be-
kämpfung der Menschrechtsverlet-
zungen zu machen, die weiterhin in
Mexiko an der Tagesordnung sind.

Abkommen zwischen
der EU und Chile

Das Abkommen mit Chile ist der
weitreichendste bilaterale Freihan-
delsvertrag, den die EU bisher abge-
schlossen hat, da es weit über den
WTO-Rahmen hinausgeht. Der EU ist
es gelungen, auch Regelungen im Be-
reich der so genannten Singapur-The-
men (Handel mit Dienstleistungen,
Schutz des geistigen Eigentums,
Streitbeilegung) einzubeziehen, Be-

IV. Gipfeltreffen der Staats- und Regie-
rungschefs der Europäischen Union
(EU), der Staaten Lateinamerikas und
der Karibik in Wien

Mars (USA) und Venus (Europa)

 1 Pascal Lamy in der Jakarta Post, 9. Sep-
tember 2004, zitiert nach „Freie Fahrt für
freien Handel?“, http://www.eed.de/fix/
files/doc/
eed_weed_FreieFahrt_05_deu.pdf

 2 http://www.bpb.de/publikationen/
TMLGO6,1,0,Aktuelle_Aspekte_der_
EUEntwicklungspolitik.html

 3 77 afrikanische, karibische und pazifische
Staaten (vorwiegend ehemalige Kolonien)

 4 http://www.rmalc.org.mx/tratados/ue/
documentos/meyer.pdf  und HYPER-
LINK „http://www.rmalc.org.mx/
tratados/ue/clausula.php“ http://
www.rmalc.org.mx/tratados/ue/
clausula.php

 5 Alianza Social Continental http://
www.laneta.apc.org/asc/pdf/
alteresp2.pdf

 6 RMALC: http://www.laneta.apc.org/
rmalc/eventos/alcue/documentos/
intereses.pdf

 7 http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/
2003/com2003_0113de01.pdf

 8 http://www.policyreview.org/JUN02/
kagan_print.html

 9 Die folgenden Zitate sind dem  Buch
„Macht und Ohnmacht“, 2003, von
Jerremy Rifkin Siedler-Verlag entnom-
men.

http://www.eed.de/fix/
http://www.bpb.de/publikationen/
http://www.rmalc.org.mx/tratados/ue/
http://www.rmalc.org.mx/
http://www.rmalc.org.mx/tratados/ue/
http://www.laneta.apc.org/asc/pdf/
http://www.laneta.apc.org/
http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/
http://www.policyreview.org/JUN02/
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reiche, gegen deren Behandlung in der
WTO sich die Entwicklungsländer
bisher sträuben. Das Abkommen trat
am 1. März 20053  in Kraft und um-
fasst neben den geschilderten Rege-
lungen den progressiven und gegen-
seitigen Abbau von Handelsschranken
im Handel mit Waren und Dienstlei-
stungen. Auch das Abkommen mit
Chile enthält wortgleich die Men-
schenrechtsklausel, wie sie im Ab-
kommen mit Mexiko vereinbart wur-
de.

Verhandlungen
EU – Mercosur

Der Mercosur4  nimmt eine her-
ausragende Stellung im Vergleich mit
den anderen lateinamerikanischen
Staatengruppen ein. Er ist mit Abstand
der wichtigste Handelspartner der EU
in diesem Kreis. Der Mercosur hat
nicht nur das größte wirtschaftliche
Potential, auch der Handelsanteil der
EU ist dort mit 25 Prozent höher als
in den anderen lateinamerikanischen
Ländern. Im Jahr 1999 begannen die
Gespräche zwischen der EU und den
Staaten des Mercosur über eine Libe-
ralisierung der gegenseitigen Han-
delsbeziehungen. Ziel war und ist ein
umfassendes Freihandelsabkommen.
Geplant war die Unterzeichnung eines
Vertragwerks im Oktober 2004, das
zum Jahresanfang 2005 in Kraft tre-
ten sollte.

Auf der Verhandlungsagenda des
Freihandelsabkommens zwischen EU
und Mercosur stehen neben der Land-
wirtschaft die Bereiche Investitionen,
öffentliches Beschaffungswesen,
Marktzugang für Industriegüter sowie
Dienstleistungen im Finanzsektor, der
Telekommunikation und dem mariti-
men Handel, natürliche Ressourcen
und die Biodiversität der Länder des
Mercosur.

Die Gespräche um das Freihan-
delsabkommen zwischen der EU und
dem Mercosur scheiterten im Herbst
2004. Die europäischen Länder wei-
gerten sich, Zugeständnisse im Be-
reich der Landwirtschaft zu machen,
während die Mercosur-Länder es ab-
lehnten, weitere Marktiberalisie-
rungen im Bereich von Industrie und
Dienstleistungen vorzunehmen. In den
Bereichen öffentliche Beschaffung,
Dienstleistungen und Investitions-

regeln verhält sich die EU offensiv
und fordert z. B. gleichen Zugang zu
den öffentlichen Aufträgen der
Mercosur-Regierungen in den Berei-
chen Wasser, Transport und Energie.
Die EU bot zwar einen verbesserten
Marktzugang im Agrarbereich an,
wollte aber einen Teil davon nur im
Rahmen der WTO-Agrarverhand-
lungen gewähren.

Auf dem Gipfeltreffen in Wien
gab es keinerlei Entscheidungen zur
Weiterführung der Verhandlungen
zwischen der EU mit dem Mercosur.
Sie stagnieren also weiter.5

Wirtschaftsbeziehungen
EU – Karibik

Die EU ist mit den karibischen
Staaten primär durch das so genannte
AKP6 -Vertragswerk Lomé IV7  und
sein Nachfolgeabkommen Cotonou8

verbunden.
Wie bei dem Allgemeinen Präfe-

renzsystem räumt die EU hierbei den
Handelspartnern einseitig Vergünsti-
gungen ein, um deren Entwicklung zu
fördern. Hiermit wird in Bälde
Schluss sein. Seit Oktober 2003 lau-
fen Verhandlungen mit den AKP Staa-
ten mit dem Ziel, bis Ende 2007 mit
ihnen so genannte „Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen“ abzuschließen.
Dies ist nur ein anderer Name für den
Begriff Freihandelsvertrag. Die EU
fordert in den Verhandlungen, 90 Pro-
zent des gemeinsamen Handels inner-
halb einer Zeitspanne von 10 bis 15
Jahren zu liberalisieren.

Allgemeines
Präferenzsystem der EU

Nach Abschluss der 2. Welthan-
delskonferenz in Delhi wurde 1971
das Allgemeine Präferenzsystem ein-
geführt, um Wirtschaftswachstum und
Industrialisierung in den Entwick-
lungsländern zu fördern. Es räumt den
Entwicklungsländern Zollausnahmen
oder -ermäßigungen auf ausgewählte
Produkte ein. Seit einigen Jahren wer-
den diese Vergünstigungen an Um-
welt- oder Sozialkriterien geknüpft, d.
h., die Länder, die in den Genuss der
Vergünstigungen kommen wollen,
müssen bestimmte UN-Menschen-
rechts-, ILO- und UN-Umweltonven-
tionen unterschrieben haben.

Für Länder Zentralamerikas und
des Andenpaktes ist im Augenblick
die Form des GSP+9  (Generalised
System of Preferences) seit 2005 bis
2008 gültig. Das System will ärmere
Länder bei ihren Bemühungen um
„nachhaltige Entwicklung und good
governance unterstützen“.

Wirtschaftsbeziehungen
EU – Zentralamerika

Im Augenblick erhalten die Länder
Zentralamerikas10  die Vergünstigun-
gen des GSP+-Systems. Seit Anfang
des Jahres 2005 laufen Vorbereitun-
gen für die Aufnahme von Verhandlun-
gen zu einem Freihandelsvertrag zwi-
schen den beiden Regionen. Auf dem
Gipfeltreffen in Wien wurde be-
schlossen die Verhandlungen über die
Schaffung einer Freihandelszone auf-
zunehmen11 .

Wirtschaftsbeziehungen
EU – Andenpakt

Die Situation der Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen der EU und den
Staaten des Andenpakts12  ist fast iden-
tisch mit dem, was zu Zentralamerika
gesagt wurde. Im Augenblick gelten
auch dafür die Vergünstigungen des
GSP+-Systems. Hier laufen ebenfalls
die Vorbereitungen für einen Frei-
handelsvertrag. Die offizielle Aufnah-
me der Verhandlungen wurde auf dem
Gipfeltreffen in Wien noch nicht kon-
kret beschlossen wegen des unklaren
Status den Venezuela im Augenblick
einnimmt. Die EU verlangt vor Ver-
handlungsbeginn zu wissen, ob Vene-
zuela weg vom Andenpakt hin zum
Mercosur strebt oder nicht.13

 1  Informationen der gastgebenden österreichi-
schen Regierung unter http://www.eu2006.at/
de/Meetings_Calendar/Dates/May/
1105EU_LAK.html

     Informationen der Europäischen Kommission
unter http://europa.eu.int/comm/world/lac-
vienna/

 2  Seit dem Jahr 2000 sind das Freihandelsab-
kommen (1. Juli) und das Globalabkommen (1.
Oktober) in Kraft.

 3  http://europa.eu.int/comm/external_relations/
chile/intro/index.htm

 4  Am 26. März 1991 wurde der Gemeinsame

http://www.eu2006.at/
http://europa.eu.int/comm/world/lac
http://europa.eu.int/comm/external_relations/
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Markt des Südens Mercado Comun del Cono
Sur, Mercosur, gegründet. Mitgliedsländer
sind Argentinien, Brasilien, Uruguay und Pa-
raguay. Chile und Bolivien sind assoziierte
Mitglieder. Am 9.Dezember 2005 ist auch Ve-
nezuela dem Mercosur beigetreten, bisher
aber noch nicht als stimmberechtigtes Mit-
glied.

 5  Aus dem Abschlussdokument Wien 12.Mai
2006  http://www.eu2006.at/includes/images/
EULAC/EU-LACViennaDeclarationDE.pdf :
„Die betroffenen Parteien begrüßen die Ergeb-
nisse der Ministertagung von September 2005
und weisen ihre Verhandlungsführer an, sich
noch intensiver darum zu bemühen, die Ver-
handlungen voranzubringen.

 6  Afrikanische, karibische und pazifische Staa-
ten (vorwiegend ehemalige Kolonien). Die 16
Staaten der Karibik sind auf dem mittelame-
rikanischen Festland Belize, in Südamerika
Guyana und Surinam und die Inselstatten
Antigua und Barbuda, Bahamas, Barbados,
Kuba, Dominica, Dominikanische Republik,
Grenada, Haiti, Jamaika, Saint Kitts und Nevis,
Saint Lucia, Saint Vincent und die Grenadinen
und Trinidad und Tobago.

 7  Informationen zum Lomé- und Cotonou-Ab-
kommen siehe z. B.http://de.wikipedia.org/
wiki/Cotonou-Abkommen http://www.bpb.de/
publikationen/MLGO6,2,0,Aktuelle_Aspekte_
der_EUEntwicklungspolitik.html

 8  Es sei hier nur kurz auf die besondere Rolle
Kubas hingewiesen, das zwar Mitglied der
AKP-Staaten ist, aber das Cotanou Abkom-
men nicht mit unterschrieben hat.

 9  http://europa.eu.int/comm/trade/issues/glo-
bal/gsp/pr201004_en.htm

 10 Außer den üblicherweise Zentralamerika  zu-
geordneten Staaten Costa Rica, El Salavdor,
Guatemala, Honduras und Nicaragua gehört
auch Panama zu dieser Gruppe

 11 Aus dem Abschlussdokument Wien 12.Mai
2006 http://www.eu2006.at/includes/images/
EULAC/EU-LACViennaDeclarationDE.pdf:
„Unter Hinweis auf das gemeinsame strategi-
sche Ziel der Erklärung von Guadalajara und
angesichts der positiven Ergebnisse der mit
Zentralamerika durchgeführten gemeinsamen
Bewertung der regionalen Wirtschafts-
integration begrüßen wir den Beschluss der
Europäischen Union und Zentralamerikas,
Verhandlungen über ein Assoziationsab-
kommen und die Schaffung einer Freihandels-
zone aufzunehmen.“

 12 Bolivien, Ecuador, Kolumbien, Peru und Ve-
nezuela

13 Bolivien, Aus dem Abschlussdokument Wien
12.Mai 2006  http://www.eu2006.at/includes/
images/EULAC/EU-LACVienna
DeclarationDE.pdf
 „Eingedenk des in der Erklärung von
Guadalajara vereinbarten gemeinsamen strate-
gischen Ziels begrüßen wir den Beschluss der
Europäischen Union und der Anden-
gemeinschaft, im Jahr 2006 einen Prozess ein-
zuleiten, der zur Aushandlung eines
Assozierungsabkommens führen soll, das ei-
nen politischen Dialog, Kooperations-
programme und ein Handelsabkommen
umfasst.

(ms) Warum ruft Ihr nach Wien
auf?

Wir glauben, dass bestimmt einige
Leute in Zentralamerika diesem
Assoziierungsabkommen zwischen
der EU und Zentralamerika, über das
ab Mai verhandelt wer-
den soll, positiv entge-
gensehen, da sich die-
ser Vertrag nicht bloß
als ein einfacher
Freihandelsvertrag
darstellt, sondern auch
Aspekte der Entwick-
lungszusammenarbeit
umfasst.

Aber im Zentrum
steht der Freihandels-
vertrag und wir glau-
ben, dass dieser für
die Menschen in Zentralamerika ne-
gative Auswirkungen haben wird. Das
sehen wir aus unterschiedlichen
Gründen so:

Erstens kennen wir ein Vorläufer-
Abkommen, das Assoziierungsab-
kommen zwischen der EU und Mexi-
ko. Und von den drei Komponenten,
die dieser Vertrag umfasst, ist für uns
jene die wichtigste, die den gesamten
Vertrag auch legitimiert, nämlich der
Freihandelsvertrag.

Und auf der Basis anderer
Freihandelsverträge, die die zentral-
amerikanischen Länder schon unter-
schrieben haben, konnten wir merken,
welche negativen Auswirkungen Frei-
handelsverträge für Menschen mit
niedrigem Einkommen haben. Deswe-
gen glauben wir nicht, dass dieses
Assoziierungsabkommen zwischen
der EU und Zentralamerika für die
Mehrheit der Bevölkerung in der Re-
gion irgendwelche Vorteile haben
kann.

Wir glauben, dass das Assoziier-
ungsabkommen in erster Linie den
transnationalen Konzernen aus Europa
garantieren soll, sich in Zentralame-
rika niederzulassen bzw. ihnen in
Zentralamerika solche Bedingungen
zu schaffen, wie sie für ausländische
Investitionen aus den USA schon

durch CAFTA geschaffen wurden.
Aufgrund dieser Situation halten

wir es für unbedingt notwendig, einen
Alternativ-Gipfel zu organisieren, in
dem die sozialen Bewegungen aus
Zentralamerika und Europa gemein-

sam Strategien des Wider-
stands ausarbeiten, um die-
sen Vertrag zu verhindern.

Und welche Bedeutung
hat dieser Widerstand in
Eurer Arbeit?

Für uns ist es funda-
mental wichtig, unsere
Stimme genau in jener
Stadt zu erheben, in der
diese Regierungsverhand-
lungen geführt werden.
Und das vor allem aus ei-
nem Grund: die Regierun-

gen der zentralamerikanischen Länder
sind ihrem Wesen nach antidemokra-
tisch. Und so wie bisher die Verhand-
lungen der schon abgeschlossenen
Freihandelsverträge liefen, gab es in
keinem Fall die Möglichkeit der Par-
tizipation oder der Anhörung der Be-
troffenen, und zudem fand alles hinter
verschlossenen Türen statt.

Deswegen glauben wir, dass es
sehr sehr wichtig ist, in der Stadt der
Verhandlungen unsere Stimme hörbar
zu machen und klar zu machen, dass
wir nicht einverstanden sind. Das tun
wir auch hier in Zentralamerika, aber
auch die Regierenden der EU sollen
mitkriegen, dass wir nicht hinter
solch einem Assoziierungsabkommen
stehen.

Wie wird die EU in Zentralame-
rika wahrgenommen? Wird sie an-
ders wahrgenommen zum Beispiel
als die USA?

Ja, natürlich, und das macht die Sa-
che sehr kompliziert. Denn die Regie-
rung der USA hat ein unglaublich
schlechtes Image, nicht nur bei uns,
sondern auf der ganzen Welt. Man
nimmt sie als Imperium wahr, als eine
Regierung, die eine hegemoniale
Macht ausübt, politisch wie militä-
risch. Auch historisch kennen wir die
USA hier als eine Macht, die mit Hil-

Raúl Moreno vom
Red Sinti Techan

Interview mit Raul Moreno
vom Red Sinti Techan
geführt am 4. Mai 2005

http://www.eu2006.at/includes/images/
http://de.wikipedia.org/
http://www.bpb.de/
http://europa.eu.int/comm/trade/issues/glo
http://www.eu2006.at/includes/images/
http://www.eu2006.at/includes/
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fe der internationalen Finanzorgani-
sationen bei uns volksfeindliche Maß-
nahmen durchsetzt. Das bringt mit
sich, dass die Leute der Regierung der
USA von vorne herein misstrauen.

Was aber die EU angeht, so haben
die Leute hier die Vorstellung, dass es
demokratische Gesellschaften sind,
Gesellschaften, in denen es einen gut
organisierten Wohlfahrtsstaat gibt und
in denen die Bürgerrechte respektiert
werden. Und deswegen entsteht bei
vielen Leuten der Eindruck, dass
solch ein Assoziierungsabkommen,
wenn es von der EU initiiert wird,
auch für uns nur vorteilhaft sein kann.

Das macht es für uns schwer, Wi-
derstand zu organisieren. Denn als er-
stes müssen wir das Bild der EU
entmystifizieren. Wir müssen zeigen,
dass, auch wenn die europäischen Re-
gierungen anders sind als die US-
amerikanische, es trotzdem nicht die
Interessen der breiten Bevölkerung
sind, die in der Politik der EU vertre-
ten werden, sondern die Interessen
des europäischen transnationalen Ka-
pitals. Und das europäische Kapital ist
genauso gefräßig wie das US-ameri-
kanische. Daraus folgt, dass die Logik
der Nachhaltigkeit weder in einem
Freihandelsvertrag mit den USA noch
in einem Freihandelsvertrag mit Euro-
pa eine Rolle spielt.

Wenn man die Wirtschaftsbezie-
hungen zur EU und die europäischen
Investitionen beobachtet, dann sieht
man, dass die bisherige EU-Politik
genau auf der Linie der USA liegt.
Denn die Kredite, die die EU den
zentralamerikanischen Ländern bisher

gewährt hat, waren immer an die Be-
dingung gekoppelt, dass die Länder
hier ihren Markt öffnen und deregu-
lieren, vor allem den Markt für
Dienstleistungen und Investitionen.
Letztendlich stehen dahinter diesel-
ben Interessen wie bei der US-Regie-
rung: optimale Bedingungen zu schaf-
fen, um den Prozess der internationa-
len Akkumulation des Kapitals zu un-
terstützen.

Das heißt, es gibt keinen Unter-
schied zwischen CAFTA und einem
Assoziierungsabkommen mit der EU
...

 Aus unserer Perspektive gibt es
keinen Unterschied und das aus meh-
reren Gründen: Erstens muss man
sich einfach bewusst machen, welche
Position die EU in der Welthandels-
organisation (WTO) vertritt. Ihr Ziel
dort ist nämlich, ein multilaterales
Investitionsabkommen abzuschließen,
wie es in Singapur geplant und in der
Agenda von Doha beschrieben ist.
Und dessen Inhalt entspricht genau
dem Kapitel 10 des CAFTA-Vertra-
ges, in dem das Thema Investitionen
geregelt ist. Das heißt, was die EU
will, ist im Prinzip das Kapitel 10 des
CAFTA-Vertrages in multilateralen
Verträgen in Kraft setzen. Das zweite
Argument, warum wir keinen Unter-
schied zu CAFTA sehen, ist: Wir wis-
sen, welche Auflagen die EU den Län-
dern Zentralamerikas im Bereich der
öffentlichen Dienstleistungen macht
– es sind genau dieselben, wie sie im
CAFTA-Vertrag im Kapitel über öf-
fentliche Dienstleistungen stehen.

Und dann gibt es noch einen

Punkt, die Frage des geistigen Eigen-
tums: Das TRIPS-Abkommen ist sehr
knapp gehalten im Vergleich zum
CAFTA-Vertrag. Der geht nämlich so
weit, dass er die Regierungen Zentral-
amerikas dazu zwingt, Verträge über
Regelungen des geistigen Eigentums
zu unterschreiben, die nicht einmal
innerhalb der WTO Konsens fanden.
Es ist doch klar, dass die großen che-
misch-pharmazeutischen Unterneh-
men in Europa sehr daran interessiert
sind, Zugang zu den genetischen Res-
sourcen und zu den Pflanzen und Mi-
kroorganismen Zentralamerikas zu
bekommen, um sie patentieren zu las-
sen – Möglichkeiten, die den pharma-
zeutisch-chemischen Unternehmen
der USA bereits eingeräumt wurden.
Es ist also klar, dass bei der Frage des
geistigen Eigentums in diesem Ab-
kommen für die EU einer der zentra-
len Punkte der Vertrag des UPOV [In-
ternationaler Verband zum Schutz von
Pflanzenzüchtungen] von 1991 ist, der
erlaubt, Pflanzen zu patentieren, und
der Vertrag von Budapest, der die
Patentierung von Mikroorganismen
erlaubt.

Und außerdem liegt auf der Hand,
dass die europäischen transnationalen
Telekommunikationsunternehmen, die
zum Beispiel im salvadorianischen
Markt vertreten sind (Telefónica aus
Spanien, France Telecom, damals
noch aus Frankreich), sich während
der Verhandlungen zu CAFTA zusam-
mengeschlossen haben, um Druck auf
die salvadorianische Regierung auszu-
üben, damit sie sie gegenüber den US-
amerikanischen Unternehmen schützt,
die von dem entsprechenden Kapitel
in CAFTA profitieren könnten. Es ist
also zu erwarten, dass die europäi-
schen Unternehmen darauf drängen,
im entsprechenden Kapitel des
Assoziierungsabkommens ihre Inter-
essen zu vertreten, nicht nur im Be-
reich Telekommunikation, sondern
auch zum Beispiel in der Wasserver-
sorgung, wo vor allem italienische
und spanische Unternehmen engagiert
sind.

Das sind einige der Aspekte, die
uns an der Einschätzung festhalten
lassen, dass sich das Assoziierungsab-
kommen zwischen der EU und
Zentralamerika von CAFTA kaum un-
terscheiden wird.

Das Handelsvolumen zwischen

In Wien haben die Europäische Union und Zentralamerika beschlossen, Verhandlungen über ein
Assoziationsabkommen und die Schaffung einer Freihandelszone aufzunehmen.

Foto: www.eu2006.at

http://www.eu2006.at
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Zentralamerika und der EU ist al-
lerdings längst nicht so groß wie
zwischen Zentralamerika und den
USA. Welche Auswirkungen wird das
Assoziierungsabkommen denn in
der wirtschaftlichen und sozialen
Realität konkret haben?

Das stimmt, die Handelsflüsse
zwischen der EU und Zentralamerika
sind nicht erheblich, mit Ausnahme
von Costa Rica vielleicht. Aber dieses
Abkommen kann durchaus Auswirkun-
gen auf unsere wirtschaftliche und so-
ziale Realität haben. Aus einem einfa-
chen Grund: Bei Freihandelsverträgen
geht es nicht nur um Handel, Freihan-
delsverträge sind immer auch politi-
sche Instrumente, die auf weit mehr
Dinge einen Einfluss haben als auf
den Import und Export von Waren. In
so einem Vertrag geht es nicht um den
Kaffee, den El Salvador nach
Deutschland verkauft, sondern es geht
um Investitionen, um öffentliche
Dienstleistungen, geistiges Eigentum,
öffentliches Vergabewesen, Telekom-
munikation, Energiewirtschaft – das
sind die Punkte, deretwegen so ein
Abkommen zwischen der EU und
Zentralamerika geschlossen wird.

Das Interesse von Vivendi aus
Frankreich oder von Telefónica aus
Spanien ist, sich mit ihren Investitio-
nen in Zentralamerika zu etablieren
und die öffentlichen Dienstleistungen
zu kontrollieren, die im Prozess der
Privatisierung verkauft werden.

Und gibt es bei Euch eine öffent-
liche Diskussion über die Verhand-
lungen zwischen der EU und
Zentralamerika?

Also, man muss ehrlich sagen,
dass Themen wie Handel und Investi-
tionen in der salvadorianischen Zivil-
gesellschaft sehr wenig thematisiert
werden. Diese Themen wurden bisher
immer nur innerhalb von Regierungs-
kreisen oder unter Akademikern dis-
kutiert. Erst seitdem ein Freihandels-
abkommen nach dem anderen abge-
schlossen wird – angefangen beim
Vertrag mit der Dominikanischen Re-
publik über den zwischen Guatemala,
Honduras, El Salvador bis hin zu
CAFTA – hat sich diese Spezialisten-
Diskussion etwas geöffnet und ist lan-
desweit Thema geworden. Doch im-
mer noch ist es schwierig, und von
Seiten der Regierung gibt es wenige
Informationen. Sie hat entschieden,

die Inhalte der Verträge und die Listen
schützenswerter Dienstleistungen, In-
vestitionen und Produkte, die jedes
Land aufstellt, geheim zu halten. Und
so ist es auch nicht gelungen, diese
Diskussion auf eine breite Basis zu
stellen. Was das Assoziierungsab-
kommen mit der EU betrifft, da weiß
kaum jemand, dass jetzt die Verhand-
lungen beginnen, da ist im Grunde gar
nichts bekannt.

Tatsächlich geht es bei unserer Ar-
beit um so etwas wie „politische
Alphabethisierung“. Wir glauben, dass
es sehr wichtig ist, diese Informatio-
nen zu verbreiten und dafür zu sorgen,
dass die Leute den Inhalt dieser Ver-
träge kennen. Und das machen wir in
Workshops, Gesprächsrunden und Se-
minaren. Doch was das Assoziie-
rungsabkommen zwischen der EU und
Zentralamerika angeht, haben wir mit
dieser Arbeit noch nicht angefangen.

Das heißt, Mobilisierung zu die-
sem Thema ist noch am Anfang...

Klar, denn der erste Schritt, um
aktiv zu werden, ist, über das Be-
scheid zu wissen, was vor sich geht.
Das heißt, das erste, was wir tun müs-
sen, ist, dieses Thema landesweit in
die öffentliche Diskussion zu bringen.
Man muss den Inhalt des Abkommens
aufschlüsseln und von da ausgehend
bilden sich die Leute ihre Meinung
und können aktiv werden. Am näch-
sten Montag zum Beispiel (8. Mai)
gibt das Red Sinti Techan eine Presse-
konferenz, mit der wir unsere Kampa-
gne gegen das Assoziierungsab-
kommen beginnen. Wir machen öf-
fentlich bekannt, dass in Wien jetzt
die Verhandlungen dazu beginnen und
gehen mit unserer Position dazu an
die Öffentlichkeit.

Und was sind Eure Forderun-
gen?

Wir sagen zuallererst einmal: Eine
andere Welt ist möglich. Und das
heißt: auch wenn wir anerkennen, dass
Handel und Investitionen wichtig sein
können für das Wachstum der Länder,
betonen wir doch, dass es nicht das
wichtigste ist. Wir glauben, dass so-
ziale Rechte, Arbeits- und Umwelt-
rechte und das Konzept der Nachhal-
tigkeit Vorrang haben vor der Logik
der Gewinnmaximierung. Sowohl auf
der Ebene der Allianza Social Conti-
nental als auch im Bloque Popular
Centroamericano oder im Red Sinti

Techan sind wir der Meinung, dass wir
Kooperationsabkommen zwischen
den Ländern schaffen müssen, mit de-
nen wir eine andere Art von Integrati-
on betreiben, eine Integration, die
nicht auf der Logik von Handel und
Investitionen beruht, sondern auf ei-
ner Logik, der die Bedürfnisse der
Bevölkerungen zu Grunde liegen.
Diese Integration muss auf vier Prin-
zipien beruhen:

Erstens: Wir sind nicht einverstan-
den mit Freihandelsverträgen, die die
aktive Beteiligung der Bevölkerung
im Verhandlungsprozess nicht garan-
tieren. Wir lehnen Verträge ab, die
einzig und allein zwischen Regierun-
gen geschlossen werden und dabei die
Interessen der Bevölkerung miss-
achten. Das ist das erste, die Partizi-
pation und die Einbindung der Bevöl-
kerung.

Bei den CAFTA-Verhandlungen ha-
ben wir gesehen, wie ein Mechanis-
mus geschaffen wurde, der den Ein-
druck von Partizipation erwecken
sollte: das „Nebenzimmer“ (el cuarto
adjunto). In einem Raum neben dem
Saal, in dem die eigentlichen Verhand-
lungen stattfanden, wurden die Leute
mit ausgewählten Informationen abge-
speist. Aber so eine Art von Partizipa-
tion lehnen wir ab. Die Zivil-
gesellschaft soll nicht nur als Beob-
achter mit dabei sein, vielmehr müs-
sen ihre Vertreter die Interessen der
Bevölkerung wirklich in die Diskussi-
on einbringen können. Verhandlungen,
bei denen dieses Prinzip nicht gilt,
sind inakzeptabel.

Das zweite Prinzip ist die Redu-
zierung der Bresche der Ungleichheit.
Ein Abkommen, das keine Mechanis-
men enthält, um die existierenden Un-
gleichheiten aufzuheben, ist nicht ak-
zeptabel, Ungleichheiten zwischen
Kindern und Erwachsenen oder zwi-
schen Männern und Frauen, soziale
und geografische Ungleichheiten ge-
nauso wie ethnische und wirtschaftli-
che. Wir werden nie einem Vertrag
zustimmen, der zu einer weiteren
Konzentration des Reichtums führt,
so wie es immer bei den Strukturan-
passungsmaßnahmen der Fall war.

Das dritte Prinzip hat mit Nachhal-
tigkeit zu tun. Wir können keinem Ab-
kommen zustimmen, das der Logik
der Gewinnmaximierung ein größeres
Gewicht einräumt als dem Schutz der
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Umwelt und der natürlichen Ressour-
cen.

Und das vierte Prinzip beruht auf
unserem Recht, selbst zu definieren,
wie unsere Zukunft aussehen soll,
dem Recht auf Souveränität. Wir kön-
nen nicht zulassen, dass durch einen
Vertrag festgelegt wird, wie sich un-
sere zukünftige Regierungspolitik
ausrichten soll. Jedes Land muss das
unabhängig selbst entscheiden kön-
nen. Dazu gehört auch das Recht, sich
zu irren, doch es sind wir selbst, die
entscheiden müssen. Weder sollen
die USA uns Vorgaben machen noch
die Europäische Union.

Das Ökumenische Büro arbeitet
schon seit mehreren Jahren zum
Thema Freihandel. Wie könnte  für
Euch eine gute Zusammenarbeit
aussehen?

Ich glaube, das ist einer der zentra-
len Punkte bei diesen ganzen Sozial-
foren und Alternativ-Gipfeln: Anknüp-
fungspunkte zu finden, wo wir ge-

meinsam weiterarbeiten können. Für
mich gibt es da mehrere Aspekte.

Erstens geht es um die Verbreitung
von Informationen. Wir hier in Zen-
tralamerika, bzw. in El Salvador, haben
oft Schwierigkeiten, an Informationen
heranzukommen. Unsere Regierung
zeichnet sich nicht gerade durch
Transparenz aus. Das erschwert es
uns, verlässliche Informationen zum
Beispiel über die Verhandlungen mit
der EU zu bekommen. Ich glaube, Ihr
in Europa habt besseren Zugang zu
den Informationen. Das könnte ein
Aspekt der Zusammenarbeit sein.

Der zweite Aspekt hat mit der Auf-
arbeitung der Informationen zu tun.
Ich denke, wir müssten die Anstren-
gungen koordinieren, die Inhalte die-
ser Verträge für die Menschen zu
übersetzen. Das wird sehr schwer
sein, selbst Experten tun sich da
schwer, aber wir müssen die Inhalte in
eine Sprache übersetzen, die die Men-
schen verstehen.

Im Mittelpunkt der Veranstaltung,
die aus Anlass des IV. Gipfeltreffens
der Europäischen Union (EU) und der
Staaten Lateinamerikas und der Kari-
bik vom 11. bis 13. Mai 2006 in Wien
stattfand, standen die Klagen vor dem
beim Internationale Zentrum für die
Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten (ICSID). Seit einigen Jahren
steigt die Zahl der Klagen vor interna-
tionalen Schiedsgerichten zur Beile-
gung von Investitionsstreitigkeiten
beträchtlich an. Hauptsächlich werden
die Klagen beim ICSID, einer Unter-
organisation der Weltbank, einge-
reicht. 1998 ging dort bereits jeden
Monat eine neue Klage seitens eines
transnationalen Konzerns ein, inzwi-
schen ist die Zahl weiter angestiegen.
Diese Entwicklung ist eine direkte
Konsequenz der seit 1990 enorm an-
geschwollenen weltweiten Privati-
sierungswelle.

Von den 100 derzeit beim ICSID

anhängigen Verfahren richten sich 59
gegen lateinamerikanische Staaten,
darunter allein 37 gegen Argentinien.
Nachdem das südamerikanischen
Land infolge der schweren Wirt-
schaftskrise 2001/2002 die Dollar-
bindung und die Währungskonverti-
bilität einstellen musste, reichten
hauptsächlich europäische
InvestorInnen im Bereich der
Infrastrukturdienstleistungen eine
Reihe von Klagen gegen den argenti-
nischen Staat beim ICSID ein und
stellten erhebliche Schadensersatzan-
sprüche. Diese betragen oftmals das
Mehrfache der ursprünglichen Inve-
stitionen, da in die Entschädigungsan-
sprüche auch zu erwartende Gewinne
eingerechnet werden.

In Bolivien drohen gleich acht
multinationale Energiekonzerne mit
dem Gang vor das internationale
Schiedsgericht, da die Regierung die
für das Land unvorteilhaften beste-

henden Verträge zur Ausbeutung von
Öl und Gas nachverhandeln will. Den
gleichen Schritt droht der Wasser-
versorger Suez an, mit dem die boli-
vianischen Behörden derzeit nach ei-
ner gescheiterten Privatisierung über
die vorzeitige Beendigung des Ver-
sorgungsvertrags in La Paz und El
Alto verhandeln.

Zu dieser Thematik referierten der
Soziologieprofessor Jorge Carpio
von der argentinischen Organisation
FOCO – Foro Ciudadano de
Participación por la Justicia y los
Derechos Humanos und Thomas Fritz
vom FDCL.

In dem Vortrag von Jorge Carpio
wurden die recht komplizierten Zu-
sammenhänge sehr klar und verständ-
lich dargestellt und der Kern des Pro-
blems eindrucksvoll herausgearbeitet.
Der Zusammenhang zwischen dem
Phänomen der in letzter Zeit an-
schwellenden Zahl von Investitions-

Der dritte Punkt ist die Verbrei-
tung der Informationen. Zur Zeit ha-
ben wir zum Beispiel eine Untersu-
chung zur Wasserprivatisierung ge-
macht. Diese Untersuchung sollte von
den Quäkern hier veröffentlicht wer-
den, aber sie haben aufgrund interner
Probleme ihr Zentralamerika-Büro
geschlossen. Das heißt, das Projekt
bleibt jetzt unveröffentlicht liegen.
Eine Art zu kooperieren könnte sein,
die Übersetzung und Verbreitung die-
ser Analyse zu garantieren, um sie in
die Gemeinden zu bringen und so den
Widerstand zu stärken. Es sind oft
einfache Sachen, die auch nicht viel
Geld kosten, die dann aber eine große
Bedeutung haben können.

Ich glaube das sind die drei Aspek-
te: erstens Informationsaustausch,
zweitens Unterstützung bei Analysen
und Studien und dann die Verbreitung
der Ergebnisse.

Investitionsstreitigkeiten vor internationalen
Schiedsgerichten:Die Fälle Argentinien und Bolivien
Bericht von der Veranstaltung des Ökumenischen Büros und des FDCL – Forschungs- und
Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (Berlin) am 8. Mai 2006 in München
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streitigkeiten vor internationalen
Schiedsgerichten und der weltweiten
Privatisierungswelle der vergangenen
20 Jahre wurde klar herausgestellt.
Einerseits ist die wachsende Zahl der
Investitionsstreitigkeiten eine Folge
der Privatisierungen, andererseits
kann man die internationalen Schieds-
gerichte selbst als Teil der Privati-
sierungswelle interpretieren. Jorge
Carpio vertrat überzeugend die These,
dass die Schiedsgerichte als Privati-
sierung der Justiz aufzufassen sind.

Investitionsstreitigkeiten vor
internationalen Tribunalen als
Folge von Privatisierungen

Jorge Carpio zeigte den Zusam-
menhang zwischen den steigenden
ausländischen Direktinvestitionen seit
Beginn der 1990er Jahre und den
gleichzeitigen Abschlüssen von bila-
teralen Investitionsschutzabkommen
(BITs) zwischen den Ländern Latein-
amerikas und den Herkunftsländern
der InvestorInnen (vor allem aus der
EU und den USA) auf. Bilaterale
Investitionsschutzabkommen dienen
der Absicherung von ausländischen
Direktinvestitionen. Kernstück der
Verträge sind weit reichende Ent-
schädigungsgarantien für die getätig-
ten Investitionen. Wobei der Investi-
tionsbegriff sehr weit gefasst ist und
absurderweise sogar erwartete Ge-
winne einschließt. Mit Investitionen
assoziieren VerfechterInnen der
Marktwirtschaft gerne den Bau von
Produktionsanlagen und die daraus
sich ergebende Schaffung neuer Ar-
beitsplätze. Damit hatten die Aus-
landsinvestitionen in den 1990er Jah-
ren gar nichts zu tun. In erster Linie
ging es darum, dass argentinische
Staats- und Privatunternehmen in aus-
ländischen Besitz übergingen. Vor-
wiegend wurden dabei staatliche Ver-
sorgungsunternehmen (Elektrizität,
Wasser und Telefon) privatisiert. Die
heutigen Investitionsstreitigkeiten ge-
hen auf die Wirtschaftskrise von
2001/2002 zurück. Damals musste
die argentinische Regierung die Bin-
dung des Peso an den Dollar aufge-
ben. Als Folge davon zahlten die Kun-
den der Versorgungsunternehmen
nicht mehr wie bisher in Dollar, son-
dern in Peso. Die Unternehmen hatten
dadurch zwar keinen operativen Ver-

Thomas Fritz (FDCL), Jorge Carpio (FOCO), Elena Alvarez
(Dolmetscherin) und Jan Dunkhorst (FCDL)

lust, aber ihre Gewinne sanken. Da-
rum geht es heute in vielen beim
ICSID anhängigen Fällen. Die zumeist
europäischen transnationalen Konzer-
ne verlangen von der argentinischen
Regierung Entschädigungen für von
ihnen erwarteten und jetzt nicht mehr
zu realisierenden Gewinne. Im Jahre
2002 beliefen sich die Entschädi-
gungsforderungen auf 17 Milliarden
US-Dollar. Dieser Summe standen da-
mals 19 Milliarden US-Dollar Wäh-
rungsreserven gegenüber. Die Forde-
rungen könnten also von Argentinien
nie bezahlt werden. An Hand einiger
Beispiele machte Jorge Carpio klar,
dass solche Forderungen vor allem
dazu dienen, Druck auszuüben. Sie
werden benutzt, um Tarifsteigerungen
durchzusetzen oder bessere Vertrags-
bedingungen wie z. B. längere Lauf-
zeiten für Konzessionen zu erreichen.

Internationale Schiedsgerichte
sind nichts anderes als eine
Privatisierung der Justiz

Die heute auf internationaler Ebe-
ne üblichen Schiedsgerichte, die
Streitigkeiten zwischen international
operierenden Unternehmen und natio-
nalen Staaten schlichten sollen, gehen
zurück auf eine Entwicklung, die nach
dem Zweiten Weltkrieg in den USA
begann. Dort waren Wirtschafts-
kreise, aufgeschreckt von hohen Ent-
schädigungszahlungen infolge verlo-
rener Zivilprozesse, auf die Idee ver-
fallen, sich durch die Schaffung priva-
ter Schlichtungsmechanismen der

staatlichen Gerichtsbarkeit zu entzie-
hen. Die Besetzung von Tribunalen
mit SchlichterInnen, die vom Unter-
nehmen bestimmt werden, ist Teil des
Kaufvertrages. Diese Methode, die
jeglicher demokratischen Legitimati-
on entbehrt, hat sich für die Unterneh-
men bewährt und ist heute auf interna-
tionaler Ebene gang und gäbe. Sie
kann nur als Privatisierung der Justiz
bezeichnet werden.

Verstaatlichung der Erdöl-
und Erdgasvorkommen –
eine Politik der
Wiedergewinnung der
nationalen Souveränität

Das Referat von Thomas Fritz be-
schäftigte sich vorwiegend mit den
aktuellen Ereignissen in Bolivien. Die
beabsichtigte Nationalisierung der
Erdöl- und Erdgasvorkommen, die
vom neuen bolivianischen Präsidenten
Evo Morales am 1. Mai 2006 bekannt
gegeben wurde, sind mehr als der Ver-
such, Ausbeutung und Ungerechtigkeit
zu bekämpfen. Sie sind Ausdruck ei-
nes tiefen Politikwandels, der auf die
Wiedergewinnung der nationalen Sou-
veränität zielt.

Der nächste, noch wesentlich
wichtigere Schritt auf diesem Weg ist
nach Meinung von Thomas Fritz die
Einberufung einer verfassungsgeben-
den Versammlung für den Monat Juli.
Erst dann wird das Ausmaß des Wan-
dels erkennbar werden und vor allen
Dingen seine solide verfassungsmäßi-
ge Basis erhalten.
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Im Rahmen der Diskussion ging
Thomas Fritz auf die vielfältigen deut-
schen Wirtschaftsinteressen in den la-
teinamerikanischen Ländern ein. Er
wies darauf hin, dass es neben den
vielen direkten deutschen Interessen
auf Grund von Investitionen auch indi-
rekte Interessen gibt. Die direkten In-
teressen sind häufig nicht so bekannt.
Sie liegen im Umkreis der Wasser-
versorgung. Es geht dabei um Berater-
firmen, Leitungsbau bei Ver- und Ent-
sorgung und um den Bau von Kläran-
lagen. Außer im Bereich der Wasser-
versorgung sind deutsche Bauunter-
nehmen in Bolivien auch am Bau von
Mautstraßen beteiligt. Dabei werden
Benutzungsgebühren verlangt, die der
arme Teil der Bevölkerung nicht be-
zahlen kann. Ihnen wird mit dieser Art
von Privatisierung ein Teil ihrer Be-
wegungsfreiheit geraubt.

Mit der Verstaatlichung der Erdöl-
und Erdgasvorkommen hat die boli-
vianische Regierung auf indirekte Art
und Weise die Interessen deutscher
Unternehmen berührt. Die Verstaatli-
chung wird sicherlich zu höheren Ko-
sten für die GasabnehmerInnen füh-
ren. Und das sind unter anderem auch
viele deutsche Unternehmen im
Großraum Sao Paulo. Das Industrie-
zentrum Sao Paulo ist über eine Pipe-
line mit Bolivien verbunden und
Hauptabnehmer des bolivianischen
Erdgases.

Als Fazit der Veranstaltung wies
Jorge Carpio noch einmal auf die po-
litische Bedeutung der Privatisierung
hin und betonte den damit verbunde-
nen enormen Machtzuwachs für mul-
tinationale Konzerne. In diesem Zu-
sammenhang ist es inzwischen völlig
bedeutungslos, aus welchem Land die
internationalen Unternehmen ur-
sprünglich kommen. Dieser fort-
schreitenden Globalisierung von oben
kann wirkungsvoll nur mit einer
Globalisierung von unten begegnet
werden. Darunter versteht Jorge
Carpio eine Vernetzung der Betroffe-
nen im Norden und im Süden, deren
Ziel es sein muss, die Macht der mul-
tinationalen Konzerne mit neuen glo-
balen demokratischen Strukturen zu
bändigen. Das Treffen in Wien
Enlazando Alternativas (Alternativen
verknüpfen) ist ein Schritt dahin.

(ah) Nachdem in Brüssel letztes Jahr
die Regeln zur Umsetzung des neuen
Allgemeinen Systems der Zollprä-
ferenzen (SGP-Plus) festgelegt wur-
den, geht es für El Salvador jetzt um
die Wurst und für die spanische Un-
ternehmensgruppe Calvo um den
Fisch. Um weiterhin in den Genuss
von EU-Zollpräferenzen zu kommen,
müsste El Salvador die Konvention
87 der Internationalen Arbeiter-
organisation zur Gewerkschafts-
freiheit und die Konvention 98 zum
Recht auf Tarifverträge ratifizieren.
In ganz Lateinamerika ist El Salva-
dor das einzige Land, welches diese
Konventionen noch nicht ratifiziert
hat. Doch viele Unternehmen in El
Salvador haben ein elementares In-
teresse an der Erhaltung der Zoll-
präferenzen, so auch Calvo. Das
spanische Unternehmen nutzte seine
Kontakte zur spanischen Regierung,
die sich in der EU dafür einsetzte,
dass El Salvador (ohne namentlich
genannt zu werden) Schlupflöcher
gewährt werden. Derzeit zeichnet
sich nicht ab, dass El Salvador die
beiden Konventionen in absehbarer
Zeit ratifiziert.

Calvo hat weitere gute Gründe,
sich in diesem Feld zu engagieren:
Die Verletzung von
ArbeiterInnenrechten innerhalb des
Unternehmens ist seit Jahren Pra-
xis. In Wien fand nun im Mai 2006
im Rahmen des alternativen Gipfels,
EU Lateinamerika „Enlazando
Alternativas“, eine erste Anhörung
zum geplanten Tribunal über die
von europäischen transnationalen
Unternehmen in Lateinamerika und
der Karibik begangenen Menschen-
rechtsverletzungen statt. Carmen
(Name von der Redakteurin geän-
dert), ehemalige Mitarbeiterin der
Thunfischfabrik Calvo und entlas-
sen, wie so viele nach dem Versuch,
sich gewerkschaftlich zu organisie-
ren, ist aus El Salvador angereist,
um vor dem Tribunal Zeugnis über
die Arbeitsrechtsverletzungen in der
dortigen Firma abzulegen. Es ist ein

erster Schritt, internationale Öffent-
lichkeit zu schaffen, um die Seil-
schaften zwischen Calvo, der spani-
schen und salvadorianischen Regie-
rung, sowie der EU aufzudecken.

Carmen, Du hast lange in der
Thunfischfabrik Calvo gearbeitet.
Wie waren die Arbeitsbedingungen?

Wir hatten viele Einschränkungen,
zum Beispiel beim Verbrauch von
Wasser oder wenn wir um Erlaubnis
baten, auf die Toilette gehen zu dür-
fen. Die Minuten, die wir weg waren,
wurden aufgeschrieben. Außerdem
gab es viele Unfälle und Verletzungen
in den verschiedenen Arbeitsberei-
chen: Beim Entladen beispielsweise –
die Fische sind sehr groß und stark
und die Kollegen arbeiten ohne jeden
Schutz – wurde ein Mitarbeiter durch
den Schlag eines Thunfisches blind.
Von den scharfen, chemischen Reini-
gungsmitteln erlitten viele Ver-
ätzungen auf der Haut. Im Bereich des
Zuschnitts gab es viele Verletzungen
an den scharfen Messern und sogar
abgetrennte Finger. Das Blut tropfte
auf den Fisch. Später, nach dem Ver-
packen, wurde es von den Kontrolleu-
ren gesehen. Die kamen dann und
suchten den Schuldigen, der sich ge-
schnitten hatte... Das ist so unlogisch!
Wo es doch keinerlei Schutz gibt. In
der Verpackungsabteilung arbeiten die
Kollegen ohne jeden Gesichtsschutz
über kochend heißem Wasserdampf.
Lohnvereinbarungen und Soziallei-
stungen wurden oft nicht eingehalten.
Wenn wir zum Beispiel von der Kran-
kenversicherung Gebrauch machen
wollten, konnten wir nur in die werks-
interne Klinik gehen. Da wurden un-
sere Krankheiten oft ignoriert. Medi-
kamente gaben sie uns erst am näch-
sten Tag. Dafür wurden uns 10 bis 15
Dollar vom Lohn abgezogen. Es gibt
viele Vertragsverletzungen und Miss-
handlungen in allen Arbeitsbereichen!

Und wie habt Ihr reagiert?
Wir sind zum Parlament gegangen,

um Entschädigungszahlungen für die
Kollegen zu erreichen, die die

Blutiger Fisch gefällig?
Gespräch mit einer entlassenen Mitarbeiterin der
Thunfischfabrik Calvo in El Salvador
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Unfälle erlitten hatten, wie etwa die
abgetrennten Finger oder das Erblin-
den. Außerdem wollten wir erreichen,
dass die Herren Abgeordneten der
Firma einen Besuch abstatten und mit
der Firmenleitung zu einer Überein-
kunft kommen. Die ARENA-Abgeord-
neten haben uns sehr schlecht behan-
delt. Sie haben sich geweigert, die
Firma zu besuchen mit der Begrün-
dung, sie könnten nicht in Privatei-
gentum eindringen. Wir haben über-
haupt nichts erreicht. Die Kollegen
wurden ohne jedes Recht auf eine
Entschädigung entlassen. Die FMLN-
Abgeordneten haben uns schon unter-
stützt, aber ich glaube, es ist schwie-
rig für sie, nachdem sie weniger sind
und die Areneros mehr Macht haben.

Trotzdem kam es im Juni 2005 zu
einem Besuch von Abgeordneten in
der Fabrik...

Ja, und wir haben auf sie gewartet.
Allerdings hatten wir kein Recht, in
der Firma zu sein, also haben wir uns
auf der Straße davor versammelt. Aber
sie sind gleich wieder abgefahren. Es
gab keinerlei Kommunikation zwi-
schen uns. Danach haben wir versucht,
eine Gewerkschaft zu bilden. Auf
Flugblättern haben wir in der Firma
über die Unfälle informiert. Wir wa-
ren schon um die 50 Leute, die eine
Gewerkschaft gründen wollten. Als
sie davon und von unserem Besuch im
Parlament Wind bekamen, begannen
die Entlassungen. Wir waren ungefähr
700 Leute. Sie haben nicht alle auf
einmal entlassen, sondern nach und
nach. Gleichzeitig haben sie Neue
eingestellt, aus Gegenden, wo die
Leute ihre Arbeitsrechte nicht ken-
nen. Uns haben sie „faule Äpfel” ge-
nannt und gesagt, sie wollten keine
„Verunreinigung” in der Firma. Nach
den Entlassungen haben sich einige
von uns zusammengetan, um den Fall
in den Medien öffentlich zu machen.
Aber da es nur eine nationale Öffent-
lichkeit war, hatte sie keinen Einfluss.
Die Großen und Mächtigen werden
sich nicht einschalten, weil sie selbst
Unternehmer sind. Erst mit Unterstüt-
zung der Rechtshilfeorganisation
FESPAD gelang es uns, halbwegs an-
gemessene Abfindungen auszuhan-
deln. Danach sind alle ihrer Wege ge-
gangen. Einige sind sogar umgezogen,
weil sie Angst vor Repressalien hat-
ten.

Aber Du bist heute hier und legst
Zeugnis ab. Allerdings nicht direkt
vor dem Tribunal, sondern über eine
Tonbandaufnahme. Warum?

Das ist eine Schutzmaßnahme. Im
Land habe ich meine Aussagen offen
gemacht, aber da gab niemand dem
Fall eine Bedeutung. Auf internationa-
ler Ebene kann das anders sein. Es
könnte zu Repressalien gegen mich
kommen, auch, weil ich nicht mehr
die Unterstützung meiner
KollegInnen habe, sondern ganz allei-
ne den Fall repräsentiere. Aber ich
mache es trotzdem, denn die Leute,
die heute in der Firma arbeiten, leiden
unter den gleichen Bedingungen und

sie kennen ihre Rechte nicht.
Was ist Deine persönliche Per-

spektive, wovon lebst Du seit Deiner
Entlassung?

Es ist ja so, dass es zwei Firmen
am Ort gibt. Sie stehen aber miteinan-
der in Verbindung und nach unserer
Entlassung können wir jetzt nicht
mehr in der anderen Firma arbeiten,
aus dem einfachen Grund, weil wir
versucht haben, eine Gewerkschaft zu
gründen. Wir stehen auf der Schwar-
zen Liste. Deswegen gehe ich auf die
Straße und verkaufe Sachen.

Danke für das Gespräch und
weiterhin alles Gute für Deine Ar-
beit und Deinen mutigen Weg!
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Überschwemmungen in Concepción Batres. Foto: Oikos

Lebensgefahr  beim Strasse überqueren
27. September Barrio La Vega am Acelhuate
Fluss

Stellungnahme der Redaktion
zum Artikel
„Geschacher in den Parlamenten,
CAFTA-DR – ein Zwischenbericht“
im Infoblatt 67

(zp) Auch wenn offener Antisemitismus in der deutschen Mehrheits-
gesellschaft – zumindest zur Zeit und zum überwiegenden Teil – als nicht
salonfähig gilt, sind eine Vielzahl von mehr oder weniger latenten
Antisemitismen nach wie vor weit verbreitet. Die in Deutschaland lange
zurückreichende Geschichte von Antisemitismus hat dazu geführt, dass
sich antisemitische Vorurteile und Stereotype in Diskursen, Denk-
mustern, Bildern und in der Sprache abgesetzt haben und dort – wenn
auch häufig unbewusst – weiter wirken. Dies zeigt sich beispielsweise an
aus dem Hebräischen entlehnten Begriffen, die Eingang in die deutsche
Sprache gefunden haben. Dass solche Begriffe auch im Infoblatt auftau-
chen können, mussten wir anlässlich der Überschrift „Geschacher in den
Parlamenten“ in der letzten Ausgabe feststellen.

Die Assoziationen, die diese Überschrift wecken sollte und sicherlich
auch bei vielen LeserInnen geweckt hat, liegen auf der Hand: Da ist wohl
etwas nicht mit „rechten Dingen“ zugegangen, da wurde gefeilscht und
möglicherweise auch getrickst. Angesichts der Art und Weise, wie im ni-
caraguanischen Parlament der Freihandelsvertrag CAFTA verabschiedet
wurde, scheint die Wahl einer solchen Überschrift nahe liegend (vgl.
Infoblatt 67)

Es kann angenommen werden, dass dem Großteil der LeserInnen des
Infoblatts ebenso wenig wie der Redaktion bewusst war, dass es sich bei
dem Wort „Geschacher“ um ein aus dem Hebräischen entlehntes Wort
handelt. Im Hebräischen bedeutet „schachern“ zunächst einmal nichts
weiter als Handel treiben. In der deutschen Sprache hat sich diese Bedeu-
tung in Richtung „feilschend handeln“ gewandelt und damit eine negative
Konnotation erhalten. Die Übernahme von hebräischen Wörtern in die
deutsche Sprache ging häufiger mit einem Bedeutungswandel in Richtung
einer Negativbesetzung einher. Bei dem Wort „Geschacher“ handelt es
sich folglich nicht um einen Einzelfall. Ein weiteres Beispiel hierfür ist
das Wort „mauscheln“, das wörtlich mit „in der Sprache Moses sprechen“
übersetzt werden kann, im Deutschen jedoch soviel wie „heimlich Vor-
teile aushandeln“ bedeutet.
Inwiefern dieser Bedeutungswandel als Ausdruck von Antisemitismus be-
trachtet werden kann, bleibt die Frage. Angesichts der in Deutschland
lange zurückreichenden Geschichte von Antisemitismus liegt jedoch der
Schluss nahe, dass die Negativbesetzung von aus dem Hebräischen ent-
lehnten Worten im Deutschen in diesem Sinne zu verstehen ist. Verstärkt
wird dieser Eindruck dadurch, dass der Bedeutungswandel entlang antise-
mitischer Stereotype und Vorurteile verläuft.

Man könnte die Wahl der Überschrift „Geschacher in den Parlamenten“
als „bewusstes Versehen“ auffassen. Versehen, weil weder dem Autor,
noch der Redaktion bewusst war, dass „Geschacher“ ein aus dem Hebräi-
schen entlehntes Wort ist. „Bewusst“, weil unterstellt werden kann, dass
das Wort „Geschacher“ auf Grund der Bedeutung „feilschend handeln“
gewählt wurde.
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Lebensgefahr  beim Strasse überqueren
27. September Barrio La Vega am Acelhuate Fluss

(ea) Mit großem politischen Ge-
töse stürzten sich die Parteien in die
Regionalwahlen an der Atlantikkü-
ste. Aber nicht die Probleme der Re-
gion interessierten sie, sondern für
sie war es nur ein Test für die Prä-
sidentschaftswahlen im November.

Die Situation an der
Atlantikküste

Am 5. März 2006 fanden in Nica-
ragua zum fünften Mal Regionalwah-
len für die Parlamente der autonomen
Provinzen der Atlantikküste, RAAN
und RAAS1 , statt. Nie zuvor hatten die
politischen Parteien diesem Ereignis
so viel Beachtung geschenkt wie dies-
mal. Dabei hätte dieser Teil des Lan-
des wirklich Beachtung verdient, nicht
nur zu diesem Anlass. Riesig sind die
Probleme, Armut, Umweltzerstörung,
Drogen und Gewalt, in den vom Rest
des Landes getrennten und vernach-
lässigten Provinzen an der Atlantikkü-
ste. Die Reichen interessierten sich
nur für die Ausbeutung der Boden-
schätze oder die Verwertung des
Tropenholzes der riesigen Wälder, für
die Armen war es immer ein Gebiet
der Chancen zum Überleben gewesen,
herrenloses Land, das urbar gemacht
werden konnte, wo man auf ein paar
manzanas (0,7 Hektar) Mais und Boh-
nen für die Familie pflanzen konnte.
Jahrhundertelang erfolgte die Besied-
lung des Landes von Westen nach
Osten, heute ist die Landwirtschafts-
grenze – „frontera agrícola“ – am At-
lantik angelangt und intakte Wälder
gibt es nur noch in den beiden großen
Reservaten Bosawas und Reserva In-
dio Maiz. Seit ein paar Jahren sind der
Drogenhandel und der damit einher-
gehende Drogenkonsum in Nicaragua
stark angestiegen. Diese Entwicklung
ist eine direkte Konsequenz der er-
folgreichen Bekämpfung der traditio-
nellen Drogenhandelswege für Koka-
in von Kolumbien in die USA. Früher
wurde fast die gesamte Ware auf dem
Wasserweg über die Karibik transpor-

tiert, heute verlaufen die Handels-
routen durch Zentralamerika. Dabei
ist ein wichtiger Einfallspunkt die At-
lantikküste Nicaraguas, wo die wenige
Polizei, die es gibt, sich gerne mit
Drogenhandel das Gehalt aufbessert.

Die „verrückte Maus“

Aber für all diese Probleme haben
sich die politischen Parteien kaum in-
teressiert, für sie gab es im Wahl-
kampf vor allem ein Thema, die „ver-
rückte Maus” – el ratón loco. Nach
den Kommunalwahlen 2004 war der
Begriff ratón loco geprägt worden.
Damit bezeichnete man das Phäno-
men, dass viele WählerInnen nicht
von ihrem Wahlrecht Gebrauch ma-
chen konnten, da sie nicht im Wähler-
verzeichnis aufgeführt waren. Sie lie-
fen von einem Wahllokal zum ande-
ren, nur um festzustellen, dass sie in
keinem Wählerverzeichnis existier-
ten. Dieses Phänomen wurde nun bei
der Regionalwahl im März von der
Partido Liberal Constitucionalista
(PLC) zu einem Riesenpolitikum auf-
gebauscht, aber nicht, weil sich die
Liberalen für das Wahlrecht der
BürgerInnen stark machten, nein, die
PLC hatte die „verrückte Maus“ als
Ursache für ihre damalige Wahlnie-
derlage identifiziert. Die Frente
Sandinista de Liberación Nacional
(FSLN) hatte damals einen beachtli-
chen Sieg über die PLC davon getra-
gen. Seither wird die Mehrzahl der
Gemeinden von der FSLN regiert und
nicht mehr von der PLC.

Verantwortlich für die Qualität der
WählerInnenverzeichnisse ist der
Oberste Wahlrat CSE2 , eines der
Staatsorgane, das unter Kontrolle der
beiden Paktparteien PLC und FSLN
steht. Er ist sich auch der Probleme
bewusst und hat deshalb im Rahmen
der Vorbereitung der Wahlen versucht,
Verbesserungen zu erreichen. So hat er
frühzeitig, im Herbst des letzten Jah-
res, eine Überprüfung der Verzeichnis-
se durch die WählerInnen in die Wege

geleitet. Es wurde aber ein totaler
Fehlschlag. Apathie der Bevölkerung,
Desinteresse der politischen Parteien
und der Medien führten zu einer sehr
geringen Teilnahme der WählerInnen.

Sachlicher Kern des Problems der
„verrückten Maus“ ist die gravierende
Vernachlässigung der Atlantikküste
durch die Zentralregierung. Eine Ver-
nachlässigung, die sich in wider-
sprüchlichen Zahlen manifestiert. Die
regionalen Vertretungen des Wahlrats
gehen von 226 0003  Wahlberechtig-
ten aus, die nationale Statistikbehörde
INEC4  hingegen schätzt, dass an der
Atlantikküste 325 000 Menschen le-
ben, die älter als 16 Jahre und damit
wahlberechtigt sind. Das sind Zahlen-
unterschiede von 30 Prozent, die nie-
mand erklären kann. Hinzu kommt,
dass viele jüngere Wahlberechtigte
nicht im Besitz eines Ausweises sind
und daher nicht wählen können. Damit
ist ein Teil der Hintergründe der
Streitigkeiten beschrieben, mit denen
FSLN und PLC in den letzten Mona-
ten das Land genervt haben. Vorder-
gründig ging es um die Artikel 41 und
116 des Wahlgesetzes. Dort ist fest-
gelegt, dass jemand, der nicht im
WählerInnenverzeichnis erscheint,
aber sich mit seinem Personaldoku-
ment ausweisen kann, trotzdem wäh-
len darf. Schon bei den Kommunal-
wahlen 2004 hatte sich der Oberste
Wahlrat entschieden, diesen Passus
des Wahlgesetzes nicht mehr anzu-
wenden. Nachdem die Wahlen für die
PLC schlecht ausgegangen waren, be-
hauptete sie, in von der FSLN domi-

Wahlen an der Atlantikküste
oder die „verrückte Maus”

Ihre Probleme haben die Politiker nur 

mäßig interessiert
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Geschädigte Brücke. Foto: Oikos

nierten regionalen Wahlbehörden wä-
ren nur deren SympathisantInnen in
die Verzeichnisse eingetragen worden
und ihre SympathisantInnen hätten
nicht wählen können.

Derzeitige Zusammensetzung
des Obersten Wahlrats – ein
Produkt des Paktes

Im Hintergrund dieser Konflikte
steht, wie in der nicaraguanischen Po-
litik häufig, der Pakt zwischen Daniel
Ortega und Arnoldo Alemán. 1998
hatten die beiden Parteien PLC und
FSLN alle wichtigen Staatsorgane un-
tereinander aufgeteilt, so auch die
Wahlbehörde. Auf untergeordneten
Ebenen hatte sich die PLC die Ver-
waltung gesichert, d.  h. Posten, die
über Mittel verfügen, wo man Ver-
wandte einstellen konnte. Mit dem
Erfolg, dass Wahlen in Nicaragua heu-
te die teuersten von ganz Lateinameri-
ka sind. Die FSLN war geschickter,
sie hat sich auf die technischen Stel-
len konzentriert und kontrolliert da-
mit den Wahlablauf, WählerInnen-
verzeichnis, Datenverarbeitung usw.
Im Obersten Wahlrat CSE war das
Machtverhältnis zwischen PLC und
FSLN immer ausgeglichen gewesen.
Die beiden Parteien haben je drei
Stimmen, dazu kommt der nicht par-
teigebundene Vorsitzende, Roberto
Rivas, ein enger Vertrauter von Kardi-
nal Obando y Bravo. Die Situation hat
sich dort inzwischen geändert. Daniel
Ortega hat sich systematisch der ka-
tholischen Kirche genähert und sich
erfolgreich mit Obando y Bravo ver-
söhnt. Erfolgreich, denn seit einiger
Zeit hat die PLC keine Chance mehr,
die Mehrheit im CSE zu erreichen:
der Vorsitzende, Roberto Rivas,
stimmt immer mit der FSLN. Als der
Oberste Wahlrat zu den Regionalwah-
len wieder das Wahlgesetz in der oben
dargestellten Form anwenden wollte,
versuchte die PLC, dies mit allen
Mitteln zu verhindern. Sie legte mo-
natelang die Arbeit des Wahlrates mit-
tels Beschlussunfähigkeit lahm. In der
Sache wurde sie von vielen Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft unter-
stützt. So betonte der Dachverband der
nicaraguanischen
Nichtregierungsorganisationen, die
Coordinadora Civil, „eine Anordnung
der Mitglieder des Obersten Wahlrates

kann sich nicht über das Wahlgesetz
hinwegsetzen, das Verfassungsrang hat
und das Recht der BürgerInnen garan-
tiert, ihr Wahlrecht auszuüben“. Die
Mehrheit des Wahlrates ließ sich nur
widerwillig zur Korrektur seiner Auf-
fassung zum Wahlgesetz bewegen. Die
institutionelle Krise im CSE, hervor-
gerufen durch den Boykott der Mit-
glieder der PLC, wurde auf höchst du-
biose Weise gelöst. Der Verfassungs-
senat des Obersten Gerichtshofs CSJ5

ermächtigte den Vorsitzenden des
Wahlrats CSE, die
Beschlussunfähigkeit der Institution
dadurch zu überwinden, dass Ersatzleu-
te hinzugezogen wurden. Es versteht
sich, dass sowohl die Mehrheit im
Verfassungssenat als auch die durch ihr
Urteil eingesetzten Ersatzleute der
FSLN nahe standen und in deren Sinne
abstimmten. Kurz gesagt, Nicaragua
hatte wieder einmal eine institutionelle
Krise. Wieder einmal haben die beiden
großen Parteien die Verfassungs-
organe, die sie in den politischen
Pakten der letzten Jahre unter einander
aufgeteilt hatten, zur Verfolgung ihrer
Machtinteressen missbraucht.

Die Probleme der autonomen Pro-
vinzen, um die es in den Regionalwah-

len gehen sollte, interessierten sie
nur am Rande. Für sie war das nur ein
willkommener Probelauf für die
Präsidentschaftswahlen im kommen-
den November. Für die FSLN ging es
darum, Herty Lewites, den ehemaligen
Bürgermeister von Managua, in die
Schranken zu weisen. Lewites, dessen
Versuch, gegen den Willen Daniel
Ortegas Präsidentschaftskandidat der
FSLN zu werden, zu seinem
Parteiausschluss geführt hatte, war bei
den Regionalwahlen erstmals mit sei-
ner neuen Partei Alianza Herty 2006
angetreten, um der FSLN Stimmen ab-
zunehmen. Die PLC hatte fast identi-
sche Sorgen. Bei den Rechten hat es
Eduardo Montealegre, der ehemalige
Finanzminister und schwerreiche Ban-
kier, gewagt, gegen die Interessen
Arnoldo Alemáns Anspruch auf die
Präsidentschaftskandidatur zu erheben.
Auch er wurde aus seiner Partei ausge-
schlossen und auch er trat erstmals bei
den Wahlen mit einer neu gegründeten
Partei, der ALN-PC6 , an.

Wahlergebnisse

Ganz im Gegensatz zu dem Wir-
bel, den die Politik bis kurz vor dem

Wahlergebnisse bei den Regionalwahlen an
der Atlantikküste (5. März 2006)

Provinz Partei 2006 / % 2006 / Sitze
RAAN PLC 37,40 16

FSLN 30,21 16
Yatama 19,39 13
ALN-PC 5,37
MRS* 2,27
Sonstige 5,37
Summe 100,00 45
Nichtwähler 52,08

RAAS PLC 47,82 22
FSLN 20,92 11
Yatama 9,69 6
ALN-PC 15,35 6
MRS* 3,74
Sonstige 2,48
Summe 100,00 45
Nichtwähler 60,81

Emittelt aus den Daten des Consejo Supremo Electoral
http://www.elecciones2006.net.ni/escrutinio/general.html und http://
www.cse.gob.ni/documentos/logistica/perspectiva2006.pdf
* Unter dieser Bezeichnung trat die politische Gruppierung von Herty
Lewites, Alianza Herty 2006, an

http://www.elecciones2006.net.ni/escrutinio/general.html
http://www.cse.gob.ni/documentos/logistica/perspectiva2006.pdf
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Wahltermin veranstaltet hatte, verlie-
fen die Wahlen am 5. März ruhig und
ohne Zwischenfälle, das betonten ein-
mütig internationale und nicaraguani-
sche WahlbeobachterInnen. Wie
schon vor vier Jahren gingen die
NichtwählerInnen mit Abstand als
stärkste Gruppe aus den Wahlen her-
vor. 55 Prozent der WählerInnen, et-
was weniger als beim letzten Mal, hat-
ten von ihrem Wahlrecht keinen Ge-
brauch gemacht. Viele hatten damit ein
politisches Votum gegen alle Parteien
abgegeben. Aber der hohe Prozentsatz
der NichtwählerInnen spiegelt auch an-
dere Probleme wider. Die Wähler-
Innenverzeichnisse sind veraltet. Die
Organisation IMPADE7  ist bei einer
Überprüfung massenweise auf unauf-
findbare Personen gestoßen, Verstor-
bene und MigrantInnen. Auch die
schlechten Verkehrsverhältnisse haben
sicherlich viele an der Ausübung ihres
Wahlrechts gehindert. Die Verschie-
bungen im politischen Kräfteverhältnis
waren gering (siehe Kasten). Die PLC
verlor etwas, vor allem im Süden, blieb
in beiden Parlamenten aber stärkste
Fraktion. Auch die FSLN, die wieder
zweitstärkste Kraft wurde, hat Stim-
men verloren. Die neuen Parteien

konnten offensichtlich die Wähler-
Innnen noch nicht davon überzeugen,
dass sie Alternativen zu den beiden
Paktparteien sind. Während die rechte
ALN-PC im Süden der Atlantikküste,
RAAS, immerhin auf 15 Prozent kam
und damit sechs Sitze im Regional-
parlament belegen wird, dafür aber
zwei Millionen Dollar verpulverte, den
mit Abstand höchsten Betrag aller Par-
teien, kam die Alianza Herty 2006
nicht einmal auf vier Prozent und wird
damit in keinem der beiden Parlamente
vertreten sein. Eindeutige Gewinnerin
der Wahl war die Partei der indigenen
Minderheiten YATAMA. Sie bleibt die
drittstärkste Kraft und hat sowohl im
Norden als auch im Süden Stimmen
und Sitze in den Regionalparlamenten
dazu gewonnen, im Norden zwei und
Süden sogar fünf. Im Norden wird die
bisherige Koalition zwischen FSLN
und YATAMA fortgesetzt werden und
im Süden wird die PLC wieder regie-
ren, muss dazu aber mit der ALN-PC
koalieren.

Das, was die Parteien am meisten
interessierte, nämlich Erkenntnisse
für die bevorstehenden Präsident-
schaftswahlen im November zu ge-
winnen, ist ihnen nur teilweise gelun-

gen. Die neuen Parteien im rechten
(ALN-PC) und im linken Lager
(Alianaza Herty 2006) haben zwar
nicht den Eindruck erweckt, dass sie
im November die Paktparteien besie-
gen könnten, aber Stimmen werden
sie ihnen auf jeden Fall abnehmen.
Damit ist der Wahlausgang ungewis-
ser als bei den vorhergehenden Wah-
len, wo die Rechten sicheren Siegen
entgegensehen konnten.

Die Auseinandersetzung um die
Anwendung der Artikel 41 und 116
des Wahlgesetzes hat sich auf jeden
Fall gelohnt. Nach Untersuchungen
der Organisation Ética y
Transparencia haben 15 Prozent der
WählerInnen nur durch Ausnutzung
dieser Artikel von ihrem Wahlrecht
Gebrauch machen können.

1 Regiones Autónomas del Atlántico Norte (RAAN)

y Sur (RAAS)

2 Consejo Supremo Electoral

3 CSE, http://www.cse.gob.ni/documentos/logistica/

perspectiva2006.pdf

4 Instituto Nicaragüense de Censos y Estadísticas

5 Consejo Supremo de Justicia

6 Allianz aus Alianza Liberal Nicaragüense – Partido

Conservador

7 Instituto para el Desarrollo y la Democracia

Und so sieht das Ergebnis des letzten Bau-
projekts aus, das mit Euren Spenden und
der Unterstützung der Solidaritätsbrigade
2004 in Nicaragua verwirklicht wurde. Die
Casa Comunal (BürgerInnenzentrum) bietet
unserer Partnerorganisation Movimiento
Comunal Matagalpa Arbeitsräume  in San

Spendenaufruf Isidro im Norden Nicaraguas. Vor allem
aber finden in dem Gebäude alle Arten von
Aktivitäten der BürgerInnen  San Isidros
statt. Außerdem  ist es ein Versammlungs-
ort auch für die Bewohner der umliegenden
Gemeinden.
Die Resi Huber Brigade 2006 wird sich an ei-
nem ähnlichen Projekt beteiligen: In der Ort-
schaft Esquipulas im Süden Matagalpas soll
ebenfalls eine Casa Comunal entstehen.
Um dies zu ermöglichen, bitten wir Euch
um Spenden für das Projekt.

Ökumenisches Büro für Frieden und
Gerechtigkeit e.V.
Stadtsparkasse München,
BLZ 701 500 00
Konto: 561 76 258
Stichwort: Brigadeprojekt Nicaragua

Und sagen schon einmal danke auch im Na-
men des Movimiento Comunal Matagalpa!

http://www.cse.gob.ni/documentos/logistica/
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Überschwemmungen in Concepción Batres. Foto: Oikos

Lebensgefahr  beim Strasse überqueren
27. September Barrio La Vega am Acelhuate Fluss

(ah) Nach dem Inkrafttreten von
CAFTA zum 1. März 2006 steht El
Salvador nun kurz vor dem Ab-
schluss eines weiteren Freihandels-
abkommens mit Kanada. Über die
hermetisch abgeschotteten Verhand-
lungen ist bisher kaum etwas an die
Öffentlichkeit geraten – man weiß
allerdings um das Interesse der
transnationalen Konzerne an der
Ausbeutung von Edelmetallvor-
kommen in der Region. Zur Erkun-
dung der vorhandenen Vorkommen
hat das Wirtschaftsministerium be-
reits 32 Lizenzen an transnationale
Konzerne überwiegend kanadischer
Herkunft vergeben. Doch die salva-
dorianische Regierung liefert den
Konzernen nicht nur die natürlichen
Ressourcen des Landes aus, sondern
plant auch im Rahmen des Plan
Puebla Panamá Megainfrastruktur-
projekte wie die mehrspurige
Schnellstrasse Longitudinal del
Norte und Großprojekte, wie die
Wasserkraftwerke El Cimarrón und
El Chaparral. Diese werden den
Bergbauunternehmen bei der Aus-
beutung zu Gute kommen, aber ver-
heerende Auswirkungen auf die dort
lebende Bevölkerung haben. Unter-
dessen organisiert eine kleine Ge-
meinde in Chalatenango bislang er-
folgreich den Widerstand gegen die
Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen.

Ein Interview mit José Lisandro
Monge, geführt im März 2006 in San
José Las Flores, Chalatenango.

Ihr organisiert den Widerstand
gegen die Ausbeutung Eurer natür-
lichen Ressourcen durch ein kanadi-
sches Bergbauunternehmen. Wie
kam es dazu?

Das Bergbauunternehmen tauchte
erstmals im September 2005 in San
José Las Flores und in San Isidrio La-
brador auf. Wir wussten damals noch
nicht, was Minenausbeutung für Fol-
gen haben kann. Aber als wir Leute sa-
hen, die auf unserem Land Untersu-
chungen durchführten, beunruhigte

uns das. Das Unternehmen Martinique
Minerals S.A. de C.V. hatte schon mit
der Erkundung der Böden im Cantón
Las Limas und im Cantón Las Flores
begonnen. Wir versammelten uns und
begannen, uns über die Problematik
zu informieren. Daraufhin gingen wir
zu den Arbeitern und baten sie, die
Untersuchungen einzustellen und das
Unternehmen, welches die Erkundun-
gen durchführte, zu benachrichtigen.
Die Arbeiter waren einverstanden und
stoppten ihre Arbeit. Drei Tage später
kamen die Unternehmer nach San
José Las Flores, um uns von den Vor-
teilen der Minenausbeutung zu über-
zeugen. Doch es gelang ihnen nicht
und wir baten sie, uns etwas Zeit zu
geben, um weitere Informationen ein-
holen zu können. Daraufhin nahmen
wir Kontakt mit einer Umweltschutz-
organisation aus Guatemala auf und
sie schickten uns Videos und Materia-
lien über die umweltschädlichen Aus-
wirkungen der Minenausbeutung. Auf
dieser Grundlage haben wir uns hier
organisiert. Aber das Unternehmen
hielt sein Versprechen nicht ein: Es
arbeitete in dieser Zeit weiter und
versuchte, Land aufzukaufen. Eines
Tages kam ein Gemeindemitglied zum
Bürgermeister und stellte ihn vor die
Wahl: Entweder müsse der Bürger-
meister sein Stück Land kaufen oder
er würde es dem Unternehmen anbie-
ten. Am nächsten Tag sind wir nach
Guarjila, um dort die Strasse zu sper-
ren. Viele Leute haben sich uns ange-
schlossen. Um sieben Uhr morgens
kamen die Arbeiter und die Unterneh-
mer. Wir hielten sie an und forderten
sie zum Gespräch auf. Unser Bürger-
meister, Mitglieder aus dem Gemein-
devorstand, Priester und andere be-
gannen ihnen zu erklären, warum wir
gegen die Minenausbeutung sind. Wir
erklärten ihnen, dass unser Land durch
das vergossene Blut geheiligt ist1  und
dass wir es um jeden Preis verteidi-
gen würden, sie sollten von unserem
Land verschwinden. Nun haben sie
sich zurückgezogen, es gibt keine
Leute mehr, die hier arbeiten.

Was aber kein Ende der Ausein-
andersetzungen, sondern nur ein
Strategiewechsel bedeutet….

Das Unternehmen hat dann ver-
sucht, die Diözese als Mittlerin zu ge-
winnen. Doch diese machte deutlich,
dass sie auf Seiten der Communidades
steht und ebensowenig mit der Ausbeu-
tung des Landes einverstanden ist.
Dann luden sie Ende Januar 2006 drei
Leute in ein Hotel in La Palma ein, um
mit ihnen über verantwortlichen
Minenabbau zu diskutieren. Wir haben
diese Einladung nicht angenommen,
machten ihnen aber deutlich, dass
„Nein“ auch „Nein“ heißt und dass wir
nicht verhandeln würden. Sie haben au-
ßerdem neue PromotorInnen ange-
stellt, die Überzeugungsarbeit leisten,
damit die Menschen den Widerstand
aufgeben und ihr Land verkaufen. Da-
bei muss man sagen, dass wir in
Chalatenango eine besondere Situation
haben, weil wir durch unsere gute Or-
ganisation die Einstellung der Arbeiten
erzwingen konnten, die Erkundungen in
anderen Gebieten El Salvadors gehen
weiter. Das Wirtschaftsministerium
hat weitere Explorationslizenzen an
Unternehmen herausgegeben, insge-
samt sind es 32. Das ist die große Sor-
ge der Comunidades.

Wie habt Ihr auf diese Entwick-
lungen reagiert?

Wir haben uns in der Kommission
„Anti-Bergbau“ organisiert, wo
BürgermeisterInnen, Gemeindevor-
stände, Cordes (Fundación para el
desarrollo comunal de El Salvador),
die ADESCOs (Asociaciones de
desarrollo comunal) und Kirchen die
Problematik analysieren. Außerdem
haben wir eine Gruppe gebildet, die
betroffene Gemeinden in ganz El Sal-
vador besucht und dort über die Fol-
gen der Minenausbeutung aufklärt.
Wir stehen in Kontakt mit unseren
Partnerstädten in den USA und Kanada
und informieren sie über unsere Be-
denken. Schließlich sind wir Teil des
nationalen Forums gegen Bergbau.
Aber noch sind alle Betroffenen zu

Die Lizenz, die tötet
Eine salvadorianische Gemeinde im Widerstand gegen transnationale Bergbauunternehmen
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Geschädigte Brücke. Foto: Oikos

wenig geeint, um das „Nein“ durchzu-
setzen. Es ist notwendig, dass wir un-
sere Arbeit in ganz El Salvador ver-
stärken. Denn die transnationalen
Konzerne handeln im Geheimen, um
uns dann das Land fortzunehmen. Wir
haben zwei Kommuniques herausge-
geben, um unseren Protest weithin
sichtbar zu machen. Darin ist erklärt,
dass wir keine Minenausbeutung in
Chalatenango akzeptieren werden.
Wir haben gesagt, dass unser Land
nicht verhandelbar ist und dass wir es
niemanden überlassen werden, weil es
das Einzige ist, was uns nach zwölf
Jahren bewaffneten Konflikts in El
Salvador geblieben ist.

Was sind Eure wichtigsten Kritik-
punkte am Abbau der Edelmetalle?

El Salvador verfügt über keine grö-
ßeren natürlichen Ressourcen. Das
wenige, was wir haben, nehmen uns die
transnationalen Konzerne und wir blei-
ben weiterhin arm. In den Lizenzen,
welche das Wirtschaftsministerium
vergibt, ist festgeschrieben, dass ein
Prozent der Gewinne an den Staat ge-
hen und ein weiteres Prozent an die
Kommune. Der Rest, 98 Prozent, sind
für das Unternehmen mit der Lizenz.

Die Minen erfordern große Boh-
rungen und gefährden auch das Was-
ser. Zum einen werden für die Aus-
beutung der Minen täglich viele Ton-
nen Wasser gebraucht und zusätzlich
wird Zyanid eingesetzt, was das Was-
ser verseucht. Außerdem sinkt der
Grundwasserspiegel, unsere Bäume

werden gefällt und die Menschen in
der Umgebung von Minen leiden an
schweren Krankheiten.

GuatemaltekInnen und Hondu-
ranerInnen, mit denen wir uns getroffen
haben, berichteten uns von den Lügen
der Bergbauunternehmen. Ihre Erfah-
rungen sind, dass die Menschen in Ab-
bauregionen weiterhin arm bleiben und
dass die Flüsse vergiftet sind. Die Un-
ternehmen sind nur daran interessiert,
ihren Gewinn zu machen und nehmen
dabei auf Niemanden Rücksicht. Die
Gebiete, in denen sich die Minen befin-
den, sind abgeriegelt und werden durch
Polizei und Militär bewacht.

Warum ist Euer Widerstand so
erfolgreich?

Der Widerstand in Las Flores war
so erfolgreich, weil wir die Risiken
aufzeigen und vermitteln konnten. Wir
bekommen landesweite Anerkennung,
weil wir so gut organisiert sind. Aber
wir sind uns bewusst, dass es ein gro-
ßer Kampf ist und wir haben keine fi-
nanziellen Mittel dafür. Deshalb sam-
meln wir freiwillige Beiträge, um un-
sere Aktivitäten zu finanzieren.

Seid Ihr noch in anderen sozia-
len Kämpfen aktiv?

Wir sind verbunden mit dem
Kampf gegen die Wasserprivati-
sierung und die Wasserkraftwerke,
setzen uns für den Umweltschutz und
den Schutz der natürlichen Ressour-
cen ein. Die Respekt- und Straflosig-
keit der Regierung ist ein großes Pro-

blem. Es gibt keine Anhörungen der
Bevölkerung über die großen Projek-
te, die geplant sind. So soll der Río
Sumpul umgeleitet werden, um das
Wasserkraftwerk Cerrón Grande zu
bauen, welches Honduras und Guate-
mala mit Strom beliefern soll. Er ist
der einzige Fluss, der viel Wasser
führt. Das bedeutet, dass die gesamte
nordöstliche Region ohne Wasser
bleibt. Die Longitudinal del Norte ist
ein Megainfrastrukturprojekt, wel-
ches von Metapan zum Hafen von La
Union führen soll, um Guatemala,
Honduras, El Salvador, Nicaragua und
Panamá miteinander zu verbinden. Die
Regierung behauptet, dass die Longi-
tudinal del Norte zum Wohle unserer
Region gebaut werden soll. Das
stimmt aber nicht, denn es soll eine
große Strasse mit vier Spuren werden.
Auf ihr wird die ganze Handelsware
im Rahmen der Freihandelsabkom-
men transportiert werden – es ist eine
Lüge, dass es hier um Entwicklung für
die Gegend geht. Es wird zwar vor-
übergehend Arbeit geben, aber letzt-
endlich wird die Arbeitslosigkeit so
groß sein, wie jetzt auch, nur dass
dann auch noch unsere natürlichen
Ressourcen zerstört sein werden. Das
sind unsere großen Sorgen. Und die
Regierung unternimmt nichts, um Ar-
beitsplätze zu schaffen. Hier auf dem
Land haben wir kaum Erwerbsmög-
lichkeiten – und gleichzeitig schaffen
die transnationalen Konzerne unsere
Reichtümer fort.

Wie kann die internationale Solida-
rität Euren Widerstand unterstützen?

Wir hoffen auf moralische und po-
litische Unterstützung, um die Regie-
rung unter Druck zu setzen, die Pro-
jekte zu stoppen, denn sie sind ein At-
tentat auf das Leben. Eine Möglichkeit
dazu sind Protestbriefe, die an die Re-
gierung und Botschaften geschickt
werden. Aber wir brauchen auch finan-
zielle Unterstützung, um Plakate und
Flyer zu drucken und Radiobeiträge zu
machen. Es geht außerdem um eine In-
ternationalisierung des Protestes.
Wenn wir hier eine Aktion wie eine
Straßensperre machen, dann organisie-
ren unsere Partnerstädte zeitgleich in
den USA Demonstrationen.

1 Viele der Gemeinden in dieser Gegend
Chalatenangos sind Repoblaciones, d.h. sie bildeten
während des Bürgerkrieges die Basis für die Guerilla.

„Für das Recht auf Leben - Nein zur Minenausbeutung“. Unter diesem Leitspruch wehren
sich die chalatekischen Gemeinden gegen die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen.



22

Infoblatt 68

Mexiko

(ssch) Im Sommer vergangenen
Jahres rief die EZLN einen soge-
nannten „Roten Alarm“ für die au-
tonomen Zonen in Chiapas aus. Die-
se Maßnahme kam überraschend für
die meisten BeobachterInnen, schien
zunächst unverständlich und regte
zu vielen Spekulationen an, denn
der Zeitpunkt wirkte losgelöst von
aktuellen Ereignissen. Die EZLN
hatte jedoch wieder mal ein gutes
Gefühl für die Verbindung von zeit-
lichen und inhaltlichen Überlegun-
gen und so stellte sich der Auftakt
für die zunächst internen Beratun-
gen, die darauf folgten, im Nachhin-
ein als gut getimt heraus. Denn Me-
xiko befand sich schon im Vor-
wahlkampfgetöse, man erinnere sich
nur an den Versuch, Andrés Manuel
López Obrador, den mittlerweile
aussichtsreichsten Präsidentschafts-
kandidaten der PRD, seines Amtes
zu entheben und damit auch eine
Kandidatur unmöglich zu machen,
was eine öffentliche Protest- und
Solidarisierungswelle großen Aus-
maßes nach sich zog.

In diesen Tagen des „Roten Alarms“
wurden interne Beratungen in den au-
tonomen Gemeinden abgehalten. Die
anschließende Formulierung und Be-
kanntgabe der sogenannten „Sexta
Declaración de la Selva Lacandona“,
das Ergebnis dieser Beratungen, ziel-
ten dann auch – durchaus passend zur
allgemeinen Vorwahlkampfaufregung –
auf eine gesamte politische, soziale
und ökonomische Veränderung im gan-
zen Land. Im Gegensatz zu den inhalts-
leeren Wahlkampfslogans der Parteien
schlagen die ZapatistInnen darin je-
doch eine konkrete Analyse der derzei-
tigen Verhältnisse aus ihrer Sicht so-
wie eine Gegenstrategie vor: Als eines
der ehrgeizigsten Ziele dabei wird so-
gar die Erarbeitung einer neuen Verfas-

sung für Mexiko ins Auge gefaßt.
Dies liegt allerdings noch in weiter

Ferne, was auch den VerfasserInnen
der „Sexta Declaraciòn“ durchaus klar
ist. Der Vorschlag und das Angebot an
die Linke Mexikos lautet daher, ge-
meinsam Strategien zu erarbeiten, um
das neoliberale Wirtschaftsmodell zu
bekämpfen, die parteipolitischen
machtorientierten Wahlkampf- und
Regierungsstrategien abzulehnen und
einen breiten sozialen Block aufzubau-
en, der gemeinsam solidarisch hand-
lungsfähig ist. Dies bedeutet, dass sich
die EZLN nun erstmals ganz real mit
anderen sozialen Sektoren des Landes
zusammentun will, die gleichermaßen
unter Entbehrung, Ausgrenzung und
Unterdrückung leiden, um damit von
„links unten“ die politische und soziale
Realität Mexikos zu verändern.

Bemerkenswert und neu an dieser
Vorgehensweise ist, dass sich die
ZapatistInnen weder als SprecherIn
und noch weniger als AnführerIn die-
ser sogenannten „Anderen Kampagne“

„La otra campaña“ – Die
andere Kampagne zur
Demokratisierung Mexikos

Preguntando viajamos … - Auftakt der otra campaña in San Cristobal / Chiapas am 1. 1. 2006

(“La Otra”, wie sie in Mexiko nur
noch genannt wird) sehen, sondern
dass auch sie einfach daran teilneh-
men wollen. Dies bildet einen Teil ih-
rer schon lange verfolgten Strategie,
„die Welt zu verändern, ohne die
Macht zu ergreifen“.

Diese Form von Politikverständnis
kann durchaus als machtbedrohender
Faktor gesehen werden, wenn es die
Linke Mexikos schafft, damit in den
kommenden Jahren einen Reform-
prozess für die mexikanische Verfas-
sung in Angriff zu nehmen und diesen
vielleicht sogar erfolgreich zu beenden.

Eine Rundreise in Mexiko …

Auftakt der Kampagne war der 1.
Januar 2006. In San Cristobal de las
Casas, Chiapas, brach der Delegado
Zero (der “Delegierte Null”, so der
neue Name von Subcomandante
Marcos für diese erste Reise) zu einer
sechsmonatigen Rundreise durch ganz
Mexiko auf. Seit einigen Monaten ist



23Mexiko

Infoblatt 68

er nun “auf Tour” und besucht die ver-
schiedensten Orte, Gruppen, Akti-
vistInnen, kurz alle, die ihn einluden
und die Interesse haben, ihre Realitäten
und Lebensumstände, Vorschläge und
Meinungen zu erzählen, zu sammeln
und zu bündeln und Strategien zu fin-
den, mit denen die Verhältnisse des
Landes von unten verändert werden
können. Wie dieser Aktionsplan letzt-
endlich aussehen wird, wird sich erst
noch herausstellen: In der derzeitigen
Phase werden viele Verbindungen her-
gestellt, Meinungen und Bedürfnisse
ausgetauscht, diskutiert und zugehört,
es wird an einem großen Netz von Be-
ziehungen und Austausch gewebt – wie
tragfähig es werden wird, wird die Zu-
kunft zeigen.

Gewerkschaften, Gruppen, Kol-
lektive und Einzelpersonen aus Mexi-
ko und dem Ausland haben sich mitt-

lerweile angeschlossen und bilden ein
buntes Spektrum, das die Vielfalt von
Protesten, kreativen Aktionen sowie
der Suche und realen Umsetzung von
Alternativen zu den derzeit herrschen-
den Strukturen widerspiegelt. Ob es
nun die Jugendlichen eines selbstver-
walteten Zentrums sind, Prostituierte,
GewerkschafterInnen, ArbeiterInnen
oder Bauern und Bäuerinnen, die die
Umstände ihres Arbeits- und persönli-
chen Lebens schildern, – es ist in den
vielen Gesprächen und Konferenzen
spürbar, dass es viele einzelne Ge-
schichten sind, die sich jedoch glei-
chen in dem Bedürfnis nach Selbstbe-
stimmung und einem würdigen Leben,
und   damit ihre Anknüpfungspunkte
finden in der solidarischen Idee der
Kampagne. Die Otra Campaña ist da-
mit auch ein Hoffnungsträger gewor-
den, dass sich in Mexiko demokrati-

sche Strukturen durchsetzen und der
Ausschluss vieler Gruppen und Sekto-
ren der Gesellschaft durch menschen-
würdigere soziale und ökonomische
Konzepte beendet wird.

... und eine Karawane
in Europa

In Mexiko ist diese Idee einer „an-
deren Kampagne“ damit schon auf
dem Weg, zur Realität zu werden. Im
Rahmen dieser Kampagne gibt es in
Mexiko den Plan einiger Menschen,
2007 eine „andere Karawane“ zu initi-
ieren, die quer durch einige Bundes-
staaten ziehen soll. Sie soll dem Aus-
tausch und der Kommunikation auf
kultureller und politischer Ebene die-
nen, um die Otra Campaña zu unter-
stützen und weiterzuentwickeln. Dar-
aus entstand nun auch in Deutschland
die Idee einer europaweiten Karawa-
ne, die die mexikanische Kampagne
ergänzen will. Bisher trägt diese Idee
in Deutschland den Titel „Karawahn-
sinn“ – eine Idee, die schon durch ei-
nige andere Namen in verschiedenen
Sprachen übersetzt wurde (s. Kasten).

 Jan Klein von der Vorbereitungs-
gruppe erklärt in einem Interview in
der ILA (Ausgabe April 06) diese „et-
was größenwahnsinnige Idee“ (so der
Titel des Interviews ...): „Dahinter
steht die Idee, dass wir, die wir etwas
am Zustand dieser Welt verändern
wollen, uns dringend darüber austau-
schen müssen, wie wir das machen
wollen. Und dass wir diesen Aus-
tausch und diese Diskussionen we-
sentlich breiter führen müssen, als
das zumindest in unserem Umfeld
bisher geschieht. ... Die Karawane
will sich auf die Suche machen nach
dem anderen Europa, dem Europa von
unten, dem Europa der Widerständig-
keiten. Auch hier ist es zentral, ein
würdiges Leben für alle zu ermögli-
chen, und zwar unabhängig davon, wo
und als was die Menschen geboren
werden. Die Idee, wie wir das errei-
chen wollen, besteht aus drei Teilen:
Zum einen ist unser Vorschlag, eine
Reihe von Festival-Treffen quer durch
Europa zu organisieren, die sowohl
Kultur in einem politischen Kontext
bieten, als auch Räume darstellen, in
denen eben dieser Austausch Platz
hat. Der zweite Teil besteht in einer
Art Karawane, die sich aus Menschen,

Karawahnsinn, Movin´ Europe, CaravanaUtopia, Caravantésie, ... –
eine „andere Karawane“ durch Europa

Diese Idee versteht sich als politisch-kulturelle Aktion für den Sommer
2007. Sie soll kreuz und quer durch Europa gehen und u. a. eine Gegenbewe-
gung zum G8-Gipfel in Heiligendamm sein. Das Projekt hat das Ziel, Men-
schen zusammenzubringen, die auf der Suche nach gesellschaftlichen Alterna-
tiven sind – über Grenzen von Ländern und über Grenzen zwischen Menschen
hinweg. Politische AktivistInnen, MusikerInnen, KünstlerInnen, Theaterleute,
Radio- und VideoaktivistInnen, PoetInnen, TräumerInnen und UtopistInnen, Men-
schen, die ein anderes Europa – ein Europa von unten, ein Europa von vielen –
kennenlernen und schaffen wollen.

Es sollen eine Reihe von Festivals als politisch-kulturelle Events und Tref-
fen in verschiedenen Ländern Europas stattfinden, die als Orte der Begegnung
und des Austauschs konzipiert sind. Die regionalen und mitgereisten Personen
und Gruppen schaffen temporäre Plattformen, um Ideen, Probleme, Ansichten
und Projekte mit (künstlerischen) Ausdrucksmöglichkeiten wie Musik, Thea-
ter, Kleinkunst, Wandmalerei, Video- und Radioprojekte, Workshops etc. vor-
zustellen. Die teilnehmenden Gruppen, Kollektive oder vorübergehenden Zu-
sammenschlüsse, die an zwei, drei oder vielen dieser Festivals mitwirken, wer-
den sich zwischen den Festivals nicht als Tross oder Karawane im eigentlichen
Sinne fortbewegen, sondern sich verstreuen und in die Breite gehen: mit Kon-
zerten, Theateraufführungen, Veranstaltungen, Workcamps, Aktionen, dorthin,
wohin sie eingeladen werden . Außerdem soll eine europaweite Befragung an
den Orten der Treffen und auf den Wegen dazwischen durchgeführt werden.
Die Fragen sollen sich um den Zustand Europas und der Welt drehen, eine men-
schliche Zukunft und den Weg dahin.

Bis jetzt bestehen Kontakte zu einer Reihe von Projekten, Gruppen, Netz-
werken und Einzelpersonen aus Amsterdam, Barcelona, Berlin, Bern, Birming-
ham, Budapest, Frankfurt, Köln, London, Marseille, Mexico D.F., München,
Münster, Paris, New York und Warschau. Das Ziel ist, in den nächsten Monaten
eine europaweite Vernetzungsstruktur zu schaffen und das Projekt in vielen
europäischen Ländern weiter zu verbreiten. Der Aufruf für die Karawane liegt
inzwischen in vielen Sprachen vor und ist u. a. auf der ya-basta-netz-homepage
zu finden.

Kontakt: vision07@riseup.net. Aufrufe und weitere Informationen gibt es
auf den Seiten: gipfelsoli.org/Heiligendamm oder: www.ya-basta-netz.de.vu,
newsletter abonnieren: http://lists.riseup.net/www.info/vision07-newsletter-

mailto:vision07@riseup.net
http://www.ya-basta-netz.de.vu
http://lists.riseup.net/www.info/vision07-newsletter
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Mexiko

Mit Blumen und Macheten – Atenco, Texcoco und die „andere Kampagne“ leisten Widerstand

Aktuelle Entwicklung in Mexiko:
Massive Polizeigewalt und Repression in Atenco

Seit dem 3. Mai häuften sich die Meldungen über eine Eskalation der Gewalt in Atenco, einer Stadt in der Nähe von
Mexiko-Stadt. Bei brutalen Polizeieinsätzen wurde ein 14-jähriger Junge von der Polizei getötet, es gab zahlreiche z. T.
schwer Verletzte und 217 Festgenommene. Von 47 festgenommenen Frauen wurden 30 vergewaltigt oder waren sexuel-
len Übergriffen ausgesetzt. Die Übergriffe waren, nach neuesten Erkenntnissen, geplant und vorbereitet.

Medienberichten zufolge war der Grund für die Auseinandersetzungen der Widerstand einiger BlumenverkäuferInnen
in Texcoco, die sich gegen die Räumung ihrer Verkaufsplätze zur Wehr setzten. Doch auch die Räumung war schon ein
Teil der geplanten Repression, die sich gegen die sozialen Bewegungen in Mexiko richten. Mitglieder der Frente de
Pueblos Defensa de la Tierra (FPDT) zeigten sich mit den BlumenverkäuferInnen solidarisch. Die FPDT war es, welche
sich vor einigen Jahren erfolgreich gegen den Bau einen Flughafens auf ihrem Land zur Wehr gesetzt hat. Die Provokatio-
nen gegen die BlumenverkäuferInnen, sowie die im Anschluss daran massiv verübte Gewalt seitens der Polizeikräfte wird
als Strafaktion gegen diese Gruppierung gewertet. Unter den festgenommen Personen  befindet sich auch eine Führungs-
person der FPDT, Ignacio del Valle.

BeobachterInnen sind sich einig, daß die unverhältnismäßigen, brutalen und menschenrechtsverletzenden Polizeiein-
sätze klar gegen die Gruppierungen und Bewegungen gerichtet sind, die sich in La Otra Campaña engagieren.

Als Reaktion auf die Offensive der Regierung gegen Atenco und die „Andere Kampagne“ fanden in Mexiko am 4. Mai
zahlreiche Protestaktionen statt. Es wurden eine Autobahn sowie Teile der Universität blockiert. Die Blockade der Zu-
fahrtswege nach Atenco selbst wurde im Morgengrauen des 5. Mai durch 3.000 PolizistInnen gewaltsam geräumt. Am
Abend des 5. Mai verließ eine Demonstration mit mehreren Tausend TeilnehmerInnen Mexiko-Stadt, um die Stadt Atenco
symbolisch durch die Zivilgesellschaft zurückzugewinnen.

Wenige Tage vor der Offensive der Polizei wurde Atenco von der zapatistischen Delegation, der „Anderen Kampagne“
besucht. Der massive Polizeieinsatz gilt als eine klares Zeichen und als eine Drohung für die UnterstützerInnen der
„Anderen Kampagne“. Dieser wird von Regierungsseite vorgeworfen, verantwortlich für die eskalierende Gewalt zu sein
und das Land mit ihrer Kampagne, zwei Monate vor den Präsidentschaftswahlen, destabilisieren zu wollen. Bereits einige
Tage zuvor war eine Zunahme der Repression gegen die „Andere Kampagne“ zu verzeichnen. So wurden am 1. Mai auf
einer Demonstration in Mexiko-Stadt zur Unterstützung der mexikanischen MigrantInnen in den Vereinigten Staaten vier
Menschen aus dem Bundesstaat Oaxaca und vier AusländerInnen verhaftet. Am 3. Mai wurden im Zuge einer Veranstaltung
mit dem “Subdelegado Zero” an der Plaza de las tres culturas und bei Protesten gegen die Offensive von Atenco mehrere
StudentInnen der großen Universitäten, der UNAM, der POLI und der ENAH, verhaftet.

Diese Vorgänge zeigen deutlich, wie lang der Weg Mexikos zu einer wirklichen Demokratisierung noch sein wird.
Weitere Infos: http://www.gruppe-basta.de/ (deutsch), http://www.ezln.org.mx/ (spanisch)

Gruppen und Kollektiven zusammen-
setzt, die an Teilen dieser Festivalreihe
teilnehmen, sich aber zwischen den
einzelnen Treffen möglichst nicht als
Tross fortbewegen, sondern stattdes-
sen in die Breite gehen und ihre eige-
nen Wege und Kontakte suchen. Zu
den Treffen hin laufen die Wege dann
wieder zusammen und können einen
neuen Knotenpunkt des Austausches
bilden. Der dritte Teil schließlich be-
steht aus einer europaweiten Consulta,
also einer Befragung. Dabei sollen ei-
nige grundlegende Fragen ausgearbei-
tet werden, die während des gesamten
Projektes mitgetragen und möglichst
vielen Menschen gestellt werden. ...
Die Umstände und Hintergründe unse-
rer Leben und Kämpfe unterscheiden
sich natürlich fundamental voneinan-
der. Aber in diesem Bestreben danach,
die Dinge zu ändern, auf eine mensch-
liche Weise zu ändern, darin stehen wir
auf der gleichen Seite.“

Dies klingt nach einem großen

Vorhaben, das bis jetzt von einem
(noch) kleinen UnterstützerInnenkreis
geträumt, vorwärtsentwickelt und ver-
breitet wird. Es wird sich herausstel-
len, welche Dimensionen diese Idee
annehmen wird – auch hier liegt noch
vieles in der Zukunft, doch die Hoff-

nung auf Veränderung und das Bedürf-
nis, nach würdigen Lebensbedingun-
gen zu suchen, sind auch in diesem
Vorhaben die zentrale Motivation.
Und damit steckt wohl einiges an
zapatistischem Spirit im Karawahnsinn.

http://www.gruppe-basta.de/
http://www.ezln.org.mx/


25Mexiko

Infoblatt 68

(dt) Der „femenicidio” in Ciudad
Juárez hinterlässt nicht nur ermor-
dete Frauen, sondern auch eine
grosse Anzahl Waisenkinder, um die
sich die Behörden nicht kümmern
wollen.

Seit 1993 wurden in Ciudad
Juárez, Bundesstaat Chihuahua, mehr
als 400 Frauen vergewaltigt und sy-
stematisch ermordet (siehe Infoblatt
66). Doch das Problem der „femeni-
cidios“ endet nicht bei den Frauen-
morden. Jenseits der Straflosigkeit
und der Gelassenheit der Behörden,
die Fälle zu lösen, sind die Folgen der
„femenicidios“ bis heute ein Alptraum
für die Angehörigen der Opfer.

Viele der ermordeten Frauen hat-
ten Kinder, und wie wir in vergange-
nen Ausgaben erwähnt haben, handelte
es sich oft um alleinerziehende Müt-
ter. Heute gibt es in Ciudad Juárez 60
Waisenkinder, die mit verschiedenen
Problemen konfrontiert werden. Die
Grenzstadt Juárez besitzt kaum (so-
ziale) Infrastruktur. Das Maquila-Mo-
dell bietet nur Arbeit. Die großen Ge-
winne, die dort realisiert werden, wer-
den nicht wieder in die Region inve-
stiert, um die Lebensqualität der
ArbeiterInnen zu erhöhen.

Vor diesem Hintergrund wird klar,
dass die Kinder der ermordeten Frauen

sich selbst und ihrem Glück überlassen
sind. Viele der ermordeten Frauen hät-
ten das Recht auf Sozialversicherung,
womit ihren Kindern eine Waisenrente
zustünde, aber die Mehrheit bekommt
keine und die wenigen, die etwas be-
kommen, erhalten sehr wenig. In fast
allen Fällen müssen sich die Verwand-
ten um die Waisenkinder kümmern.

Da die ermordeten Frauen zumeist
als Einzige in der Familie ein Ein-
kommen hatten, verschlechterte sich
mit ihrem Tod die sowieso schon
schwierige finanzielle Situation ihrer
Familien, die sich noch zusätzlich um
die Waisenkinder kümmern müssen.
Das wird an den folgenden gravieren-
den Fällen deutlich: Eines der Kinder
von Lorenza Isela González lebt auf
der Straße, die Tochter von Perla
Patricia Sáenz Díaz hat mehrere
Selbstmordversuche unternommen,
eines der Kinder von Silvia Arce sitzt
im Jugendknast und das andere ist bei
einer befreundeten Familie in den
USA. Die Kinder von Alejandra
García wohnen zusammen mit ihrer
Oma, die selbst krank ist. Viele der
Kinder leiden unter Krankheiten, die
man sonst nur von Erwachsenen
kennt, wie z. B. Migräne. Dies sind ei-
nige Fälle, die wir durch unsere Zu-
sammenarbeit mit Nuestras Hijas de

Regreso a Casa (NHRC) kennen, aber
wie sie uns erzählt haben, gibt es noch
viele ähnliche Fälle in Juárez.

NHRC, eine Organisation von An-
gehörigen der Opfer, ist die Partner-
organisation des Öku-Büros in der
Kampagne Ni una mas!. Ein Teil der
Arbeit von NHRC ist die Betreuung
einiger Waisenkinder. Marisela Ortiz,
Direktorin der Organisation, erzählte
uns: „ ... Wenn unsere Organisation
die Unterstützung für diese Minder-
jährigen fordert, sagen sie uns, dass
jeder Familie maximal 900 Pesos*
alle zwei Wochen zustehen. Doch
dies wird von der Regierung entschie-
den und die Entscheidungen werden
sehr selektiv gefällt. Die Kinder und
Jugendlichen sind allein und oft auf
der Straße und es gibt keine Instituti-
on, die sich um sie kümmert. Nach
unseren Informationen wurde die ein-
zige Institution dieser Art von der ak-
tuellen Stadtregierung geschlossen.
Es ist entmutigend zu sehen, wie alle
Tore geschlossen werden, wenn man
Hilfe sucht, um einige dieser Proble-
me zu lösen. Es ist frustrierend zu
wissen, dass diese Kinder auf der
Straße zu Erwachsenen werden. ... “

Eine weitere Sorge für die Organi-
sation sind die Integrationsprobleme
dieser Kinder und Jugendlichen. Sie
haben nicht nur den Mord ihrer Müt-
ter erlebt, sondern sind auch sehr
stigmatisiert worden. Die soziale Si-
tuation der Jugendlichen führt in
Kombination mit dem großen Ange-
bot an harten Drogen in Ciudad Juárez
zu einem hohen Drogenkonsum unter
diesen Jugendlichen.

NHRC kämpft dafür, dass diese
Kinder wahrgenohmmen werden und
auch auf ihre Probleme eingegangen
wird. Dies ist mittlerweile eine der
wichtigsten Säulen der Arbeit von
Nuestras hijas geworden. Das Ökume-
nische Büro unterstützt diese Arbeit.
Von Oktober bis November wird eine
unserer ehrenamtlichen Mitarbeite-
rinnen ein Partizipatives Wandbild mit
den Waisenkindern in Ciudad Juárez
erstellen (siehe Kasten)

* 1€ = 13,10 pesos mexicanos

Verlassene Waisen

Gerechtigkeit in Ciudad Juárez muss auch eine Lösung für Waisenkinder finden
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„Kunsttherapie, Menschenrechte und Bildung für Kinder aus den Fa-
milien der ermordeten und vermissten Frauen in Ciudad Juárez“

Ein Projekt von „Nuestras Hujas de Regreso a Casa e.V. (NHRC)“
Wir sind eine Gruppe von Angehörigen der ermordeten und vermissten Frau-

en in Ciudad Juárez, die sich dafür einsetzt, Gerechtigkeit zu fordern und die
seit den 90er Jahren andauernden Frauenmorde zu beenden. In gleicher Weise
interessiert uns die Vermeidung von Entführungen, Gewalttaten und Morden an
Frauen und wir haben deshalb Programme für Jugendliche und Kinder entwik-
kelt, die in Schulen über das Thema aufklären. Außerdem beginnen wir gerade
mit der Übertragung unseres kommunalen Radios „RadioFem, das Schweigen
brechen“ via Internet.

Eines unserer Ziele ist es auch, uns für die Wiederherstellung familiärer Rechte
einzusetzen, denn nach der Ermordung einer Frau hat ihre Familie, und insbeson-
dere die Söhne und Töchter der Opfer, kein Anrecht auf psychologische, medizi-
nische oder anderweitige Beratung. Einige Kinder gehen aus Mangel an finanzi-
ellen Mitteln nicht mehr in die Schule, denn alle ermordeten Frauen waren Ange-
stellte aus ärmeren Familien, die ihre Haushalte finanziell unterstützten. Zusätz-
lich handelt es sich bei 60 Prozent der Geburten in unserer Gesellschaft um
alleinerziehende Mütter und in den wenigen Fällen, in denen es einen „Vater“ gibt
oder gab, ist dieser abgehauen, gestorben oder wurde zum Alkoholiker.

Diese bisher nicht beachteten familiären Tragödien haben oftmals noch grö-
ßere gesellschaftliche Schwierigkeiten hervorgerufen und wir möchten ver-
hindern, dass sich dieses soziale Problem in Zukunft weiter verschlimmert.
Deshalb, und in Anbetracht dessen, dass eine integrative Politik zur Betreuung
von Kindern der Opfer bisher fehlt, möchten wir das Projekt: „Kunsttherapie,
Menschrechte und Bildung für Kinder der Familien ermordeter und vermisster
Frauen in Ciudad Juarez“ durchführen.

Das Projekt wird mit Kindern und Jugendlichen aus den Familien der er-
mordeten und vermissten Frauen aus Ciudad Juárez durchgeführt und umfasst
drei Elemente, die mit der Wiederbelebung der sozialen Verantwortung in un-
serer Gemeinschaft zu tun haben:

 Die emotionale Regeneration mittels der Kunst
Grundsätzlich geht es um die Vorbeugung verschiedener sozialer Schwie-

rigkeiten, die aus der Nichtbeachtung dieser Kinder resultieren können, da sie
durch die Ermordung einer Frau in ihrer Familie direkt betroffen sind. Es ist
eine Art Therapie mittels der Kunst. Dafür brauchen wir Menschen, die mit
diesen Kindern und Jugendlichen an Projekten im Bereich Theater, Kino, Mu-
sik, Gesang, Video, Zeichnen, Fotografie, Tanz, Malerei etc. arbeiten. Um dies
umsetzen zu können, benötigen wir finanzielle Mittel, damit wir für minde-
stens ein Jahr Räume mieten können, in denen diese Workshops stattfinden
können. Wir gehen davon aus, dass alle Projekte mit einem konkreten Resultat
abschließen: einem Theaterstück, einem Tanzfestival, einer Ausstellung von
Bildern, Entwürfen oder Fotografien etc., um sie der Gemeinde zu zeigen.

Bildung im Bereich der Menschenrechte
Es erscheint uns unerlässlich, eine neue Kultur anzuregen, die auf der Ach-

tung der Menschenrechte basiert und dass die Kinder so erzogen werden, dass
sie sich zu Vermittlern dieser Rechte entwickeln. Nur wenn wir unsere Rechte
kennen, sind wir in der Lage, diese auch einzufordern und zu verteidigen. Wenn
wir sie nicht kennen, können sie verletzt werden. Dieses Problem könnten wir
durch Workshops lösen, in denen die Kindern alles über Menschenrechte lernen.

Bildung
Wir müssen die Verantwortung für diese Kinder und Jugendlichen überneh-

men. Wenn wir dies nicht tun, lassen wir sie im Stich. Langfristig gesehen,
kann dies negative Auswirkungen auf unsere Gesellschaft haben, denn ohne emo-
tionale Regeneration, ohne die Kenntnis und Einforderung ihrer Rechte und
ohne die Möglichkeit auf Bildung bleiben die Jugendlichen orientierungslos
und sie werden nicht in der Lage sein, ihr Überleben selbstständig zu sichern.

Wir schlagen vor, einen Stipendienfonds einzurichten oder den Staat zur
Übernahme von Verantwortung anzuhalten, damit sie nicht ohne jede Chance
auf Bildung bleiben.

Wandbildprojekt und Video-
dokumentation mit Kindern er-
mordeter und verschwundener
Frauen in Ciudad Juárez, Mexiko

Im Kontext des kunst-
therapeutischen Projektes von
NHRC wird eine ehrenamtliche
Mitarbeiterin des Ökumenischen
Büros im Oktober und November
2006 ein Wandbild- und Video-
projekt initiieren. Es soll ein
Wandbildprojekt mit den Kindern
und Jugendlichen im öffentlichen
Raum der Stadt entstehen, das an
einer öffentlich sichtbaren, großen
Außenwand in Ciudad Juárez in
großem Format (mind. 70 m mal
100 m) mit bunten Wandfarben von
den Kindern und Jugendlichen nach
deren Ideen und Vorstellungen ge-
staltet wird. Der Prozeß wird mit
einer Videokamera festgehalten.
Damit sollen der Entstehungs-
prozess und der Kontext sowie
biografische Hintergründe der
TeilnehmerInnen, Erlebnisse, Ein-
drücke und Geschichten gesam-
melt und festgehalten werden. Die
Bearbeitung und die inhaltliche
Auswertung bleibt in den Händen
der Gruppe, damit diese ihre eige-
ne Geschichte erzählen kann. Un-
terstützt wird die Durchführung
von einem Dokumentarfilme-
macher aus Ciudad Juárez und von
Mitgliedern der Gruppe „Kolektivo
@rte Komunitario“ aus Mexiko-
Stadt.

Beide Projekte entstehen nach
der von Professor Sergio Valdéz
(UAM México) entwickelten Me-
thode des „Mural Comunitario
Participativo – Pintar Obedecien-
do“. Professor Valdéz ist auch hier
in München nicht unbekannt – er
hat bereits 2001 und 2003 zwei
Wandbildprojekte mit dem Ökume-
nischen Büro durchgeführt. In sei-
ner Arbeitsmethode legt er großen
Wert darauf, daß sich die ausfüh-
rende Gruppe selbst ausdrückt und
eine eigene, ihrer Geschichte und
den Inhalten gemäße Form der Ar-
tikulation findet, um damit auf
künstlerischer sowie auf politi-
scher und sozialer Ebene wirken zu
können.
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(Christian Rummel) Die Veran-
stalterInnen des im März in Mexiko-
Stadt abgehaltenen Vierten Welt-
wasserforums haben sich ein weite-
res Mal davor gedrückt, den Zugang
zu ausreichend und hygienischem
Wasser als fundamentales Menschen-
recht einzustufen. Sie versuchten mit
allerlei Begleitprogramm und schö-
nen Reden über diesen Umstand hin-
wegzutäuschen. Aber auch die zeit-
gleich stattfindenden Gegenveran-
staltungen beließen es oftmals bei
philosophischen Reden und sparten
wichtige Themenbereiche und Frage-
stellungen komplett aus. Die weltwei-
ten Kämpfe gegen die Privatisierung
der Wasserversorgung scheinen so
dazu verurteilt, ihr Dasein als weite-
re Teilbereichsbewegung zu fristen.

Vom 16. bis 22. März 2006 tagte
im „Centro Banamex“ von Mexiko-
Stadt das Vierte Weltwasserforum
(WWF) unter dem mittlerweile etwas
angestaubten Titel „Lokale Aktionen
für eine globale Herausforderung“.
Dieses Treffen fand zum ersten Mal
1997 in Marakkesch statt und wird
seither in dreijährigem Rhythmus
wiederholt. Es handelt sich dabei um
einen privat veranstalteten Kongress,
an dem VertreterInnen der offiziellen
Politik gerne teilnehmen und der in
dieser Hinsicht durchaus als die „Si-
cherheitskonferenz des Wassersek-
tors“ bezeichnet werden kann. Der ka-
nadische Wasserrechtler Tony Clarke
nannte die Veranstaltung in der mexi-
kanischen Tageszeitung Jornada vom
16. März nichts anderes als einen
„großen Zirkus“. Im Jahr 2000 hatte
das WWF in Den Haag traurige Be-
rühmtheit erlangt, als es festhielt,
Wasser sei ein Wirtschaftsgut und
„menschliches Bedürfnis“ – nicht
etwa ein Menschenrecht. Der Unter-
schied ist kein geringerer als die Fra-
ge nach der Zuständigkeit für die

Wasserversorgung. Während ein
Menschenrecht auf Wasser Staaten
(oder Gesellschaften) in die Pflicht
nähme, ihre Bevölkerung auf nicht-
kommerzieller Grundlage mit (saube-
rem) Wasser zu versorgen, verbleibt
bei einem „menschlichen Bedürfnis“
lediglich das Recht übrig, sich Wasser
auf kommerzieller Basis zu kaufen.
Damit kann Wasser auch weiterhin –
und nach dem Gusto der großen,
mehrheitlich in Europa ansässigen
Wasserkonzerne sogar verstärkt – als
Ware produziert und nach den Prinzi-
pien von (knappem) Angebot und (ho-
her) Nachfrage gehandelt werden. Zur
Konkretisierung dieses folgenschwe-
ren Entschlusses waren in Den Haag
sogenannte Private-Public-Partner-
ships (PPP) als vermeintliches Pa-
tentrezept zur Lösung der weltweiten
Wasserkrise definiert worden.

Laut dem Wirtschaftsmagazin
Fortune wird der Jahresumsatz im
weltweiten Wassersektor auf etwa
400 Milliarden US-Dollar geschätzt
(1). Entsprechend hoch ist das Inter-
esse von privaten Konzernen, sich auf
diesem Markt gut zu positionieren.
Als Vertreterin von Kapitalinteressen
fordert daher beispielsweise die EU
mittels des „Allgemeinen Abkom-
mens über Handel mit Dienstleis-
tungen“ (GATS) und der Welthandels-
organisation (WTO) weltweit die Öff-
nung des Dienstleistungssektors für
Private ein; die Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung wird dabei unter
Umweltdienstleistungen subsumiert.
Alejandro Villamar vom Mexikani-
schen Aktionsnetzwerk gegen den
Freihandel (Red Mexicana de Acción
frente al Libre Comercio, RMALC)
stellte beispielsweise auf dem Forum
gegen das WWF fest, dass „Wasser
das Hauptinteresse Frankreichs in den
Handelsverträgen mit Mexiko“ ist.
Dieser Einschätzung ein wenig entge-
gen steht jedoch die aktuelle Tendenz

der Wassermultis, sich aus Trikont-
ländern wieder zurückzuziehen. Priva-
te Konzerne haben seit den 90er Jah-
ren nämlich erfahren müssen, dass
dort kaum kurzfristige Profite zu ma-
chen sind. Gerade der hohe Investiti-
onsbedarf, der die Unternehmen jetzt
zurück in ihre Herkunftsregion Euro-
pa treibt, wird von den InitiatorInnen
des WWF jedoch noch immer gebets-
mühlenartig als Argument für private
Beteiligungen wiederholt: Nur so
könne das Kapital bereitgestellt wer-
den, das fehlt, um auch die Ärmsten
mit sauberem Wasser zu versorgen.

Das WWF in Mexiko-Stadt wurde
von der mexikanischen Nationalen
Wasserkomission CONAGUA ge-
meinsam mit dem World Water Coun-
cil (WWC) ausgerichtet. CONAGUA
hat 2002 einen Weltbankkredit in
Höhe von 250 Mio. US-Dollar erhal-
ten, mit dessen Hilfe auf lokaler Ebe-
ne PPPs gefördert und die vollständi-
ge Kostendeckung durch die Wasser-
tarife eingeführt werden sollen (2).
Das WWC wiederum ist eine 1996
gegründete Denkfabrik und Lob-
byistenorganisation, zu deren mittler-
weile über 300 Mitgliedern „führende
Branchenverbände, weltweit agieren-
de Wasserunternehmen, UN-Organi-
sationen, für Wasserfragen zuständige
Ministerien, Finanzorganisationen
und Vertreter einiger nichtstaatlicher
Organisationen, Politiker, Wissen-
schaftler und Medien“ (3) zählen. Die
bekanntesten Wasserkonzerne sind
dabei neben den Nummern Eins und
Zwei auf dem weltweiten Wasser-
markt – Suez/Ondeo/Lyonnaise des
Eaux (F) und Vivendi/Veolia/Générale
des Eaux (F) – Biwater (GB) und
United Water (USA). Aus Deutsch-
land sind in der Organisation die mit
der Ausführung eines Großteils der
staatlichen Entwicklungszusammen-
arbeit betraute Gesellschaft für Tech-
nische Zusammenarbeit (GTZ) und

„Philosophie des Wassers“
auf allen Seiten
Das Vierte Weltwasserforum und Gegenveranstaltungen in Mexiko-Stadt
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der Bundesverband der deutschen
Gas- und Wasserwirtschaft (BGW)
vertreten (4). Das WWC zeichnet un-
ter anderem für den auf dem WWF in
Den Haag vorgestellten Bericht
„World Water Vision“ hauptverant-
wortlich, „in dem 85 Einzelpersonen
und Gruppen – viele davon standen
eindeutig in den Diensten von interna-
tionalen Wasserkonzernen und deren
Tochterfirmen – einen Plan für die
Privatisierung der Wasserversor-
gung entwarfen“ (3).

Mexikanische Verhältnisse

In Mexiko muss zum Trinken und
Zubereiten von Speisen vielerorts auf
in Flaschen abgefülltes Wasser zurück-
gegriffen werden, weil das Leitungs-
wasser nicht oder nur eingeschränkt
für den menschlichen Verzehr geeignet
ist. Zudem haben bei einem Anschluss-
grad an die Wasserversorgung von
89% (nur 77% der Bevölkerung genie-
ßen sanitäre Versorgung) etwa 11 Mil-
lionen der 107 Millionen Mexikaner-
Innen überhaupt keinen Zugang zu
Wasser (5). Selbst die angeschlosse-
nen Haushalte erhalten Wasser oftmals
nur stundenweise und müssen es in
großen Sammelbehältern speichern.

Solche Defizite nutzen große Konzer-
ne, die landesweit Flaschenwasser an-
bieten: Durch das bloße Abfüllen von
Wasser in Flaschen (oder entspre-
chend größere Behältnisse – was am
Prinzip nichts verändert), eröffnen sich
für die Unternehmen auf dem noch
völlig unregulierten Markt enorme Ge-
winnspannen. In vielen Fällen wird da-
bei das entnommene Wasser lediglich
gefiltert und/oder Keime mit UV-Licht
abgetötet. Das Flaschenwasser ist da-
nach zwar (meist) medizinisch unbe-
denklich, davon abgesehen aber oft
kaum besser als das Leitungswasser;
beispielsweise enthält es häufig kei-
nerlei Mineralien (wofür mit dem Zu-
satz „bajo en sales“ sogar noch gewor-
ben wird). In Mexiko werden jährlich
etwa 32 Milliarden Pesos (etwa 2,5
Milliarden Euro) für Flaschenwasser
ausgegeben – fast das Doppelte der ge-
samten Einnahmen der Wasserver-
sorger. Damit ist das Land nach den
USA der weltweit zweitgröße Markt
für Flaschenwasser (6). Coca Cola
(mit seiner Marke „Aguapura“) und
Pepsi Cola („Electropura“) sind auf
dem mexikanischen Markt am
präsentesten.

Wie viele mexikanische Städte hat
auch die Mega-Metropole Mexiko-

Stadt ein massives
Versorgungsproblem.
Die Wasservorräte
des einstmals riesi-
gen Sees, auf dem
die Stadt erbaut ist,
sind nahezu er-
schöpft. Seit länge-
rem wird daher Was-
ser unter enormem
Energieaufwand aus
dem gesamten Bun-
desstaat Mexiko
herangepumpt. Die
Campesin@s dieser
Wassereinzugs-
gebiete sind infolge
trockenfallender
Flüsse und Bäche
häufig mit vertrock-
nenden Feldern und
verschmutzen Ge-
wässern konfrontiert.
Gegen dieses Pro-
blem organisieren
sich im Staat Mexiko
seit einiger Zeit die
Mazahua-Indígenas

(7). Aber auch innerhalb der 20-Mil-
lionen-Metropole, wo 1993 langjähri-
ge Konzessionen an Privatunterneh-
men vergeben wurden, ist die Wasser-
versorgung vor allem in den Armen-
vierteln sehr schlecht. Im formell
zum Staat Mexiko gehörenden, de
facto aber längst mit Mexiko-Stadt
verwachsenen Nezahualcóyotl, wo auf
engstem Raum über eine Million
Menschen leben, kommt oftmals
stark verschmutztes Wasser aus den
Hähnen. Dort gehäuft auftretende
Hautkrankheiten werden auf diesen
Umstand zurückgeführt (8).

Vor dem Hintergrund solcher und
vieler anderer Missstände erschien
den mexikanischen VeranstalterInnen
des WWF eine Imagekampagne ange-
bracht. Kaum ein Kioskdach oder eine
Bushaltestelle blieb in Mexiko-Stadt
von dem Motto „Unsere Verpflichtung
ist es, dass das Wasser in den Mün-
dern der Welt ankommt, bevor es zu
spät ist“ verschont. In einer doppel-
seitigen Anzeige, die u.a. in der
„Jornada de Morelos“ vom 16.03.06
abgedruckt wurde, hieß es: „Diese Er-
fahrung [die Expertise der zahlreichen
TeilnehmerInnen des WWF, C.R.] er-
möglicht es Mexiko als Gastgeber-
land, bei der Formulierung angemes-
sener öffentlicher Politikkonzepte
und der Anpassung konkreter Lösun-
gen voranzukommen, die in anderen
Breiten bereits erfolgreich waren.“
Was so offen natürlich nicht gesagt
wurde, ist, dass es sich bei den „Po-
litikkonzepten“ um ein einziges –
nämlich Privatisierungen – handelt.
Als „konkrete Lösungen“ schweben
dem WWF Public Private Partner-
ships in verschiedenstem Gewand vor,
und die weltweiten „Erfolge“ dieser
neoliberalen Politik sind mittlerweile
hinreichend bekannt.

Neben dem eigentlichen WWF
gab es in Mexiko-Stadt im März noch
eine Vielzahl von Begleitveranstal-
tungen, die jedoch alle keinerlei
Beschlusskraft hatten: ein „Zweites
Weltwasserforum für Kinder“, ein
„Weltwasserforum der Jugend“, eine
„Weltausstellung des Wassers“ und
eine Wassermesse. Nach vorheriger
Registrierung konnten Interessierte
sich hier kostenlos über die Wasser-
problematik „informieren“. All diese
Folklore und Imagekampagnen konn-
ten jedoch nicht darüber hinwegtäu-

Kaum ein Kiosk oder Bushäuschen blieb in Mexiko Stadt von der
Propaganda des WWF verschont
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schen, dass während des WWF in Me-
xiko eine kritische öffentliche Debat-
te über die Wasserversorgung bzw.
ihre Privatisierung nicht erwünscht
war: Anders als noch 2003 in Japan
war von den lokalen OrganisatorInnen
der Tagung eine Teilnahme (verhalten)
kritischer Organisationen an den ei-
gentlichen Forumsveranstaltungen
nicht gefördert worden. Im Gegenteil:
Die Tagungsgebühr für das WWF
selbst lag bei astronomischen 600
US-Dollar. Darüber hinaus waren ei-
nigen NGO-VertreterInnen, die an
dem zeitgleich tagenden alternativen
„Foro Internacional en Defensa del
Agua“ (Internationales Forum zur Ver-
teidigung des Wassers) teilnehmen
wollten, keine Einreisevisa erteilt
worden. Laut Jornada vom 19.03.06
war die Migrationsbehörde sogar mit-
ten in der Nacht in den Hotels einiger
TeilnehmerInnen des Alternativ-Fo-
rums aufgetaucht, um die Leute mit
„Routinekontrollen“ zu schikanieren.
Auch den VeranstalterInnen des „La-
teinamerikanischen Wassertribunals“,
wo öffentlichkeitswirksam gegen
Wasserverschwendung, Wasserver-
schmutzung und Wasserprivatisierung
verhandelt wurde, waren die Räume
im renommierten Anthropologischen
Museum auf Druck der Behörden
kurzfristig wieder gekündigt worden.

Eine Initiative aus Bolivien ...

Der Wasserminister der neuen bo-
livianischen Regierung, Abel Mamani,
sorgte mit seinem Entwurf für die
Ministererklärung des WWF für Unru-
he. Die oberste Maxime des nach dem
Wahlsieg von Evo Morales neu ge-
schaffenen Wasserministeriums – dem
ersten seiner Art auf dem amerikani-
schen Kontinent – ist nämlich, dass
Wasser ein schützenswertes Gemein-
schaftsgut ist. Der bolivianische Staat
will seit dem Regierungswechsel den
sozialen Gebrauch von Wasser über
dessen kommerzielle Ausbeutung stel-
len und die Bedürfnisse der Armen in
den Städten und auf dem Land priori-
sieren. Evo Morales selbst hatte in sei-
ner Amtsantrittsrede verkündet: „Ohne
Wasser können wir nicht leben; daher
darf Wasser kein privates Geschäft
sein. Von dem Moment an, in dem es
ein privates Geschäft ist, werden die
Menschenrechte verletzt. Das Wasser

muss eine öffentliche Dienstleistung
sein ...“ (9). Unter Bezugnahme auf
Verlautbarungen des „Komitees für
ökonomische, soziale und kulturelle
Rechte“ der Vereinten Nationen vom
November 2002, die das Recht auf
Wasser als unabdingbare Vorausset-
zung für die Verwirklichung aller ande-
ren Menschenrechte definieren, schlug
Mamani vor, Wasser offiziell den Sta-
tus eines Menschenrechts einzuräu-
men. Des weiteren beinhaltete sein
Vorschlag für die Ministerrunde die
Passage: „Um die Millenniumsziele zu
erreichen, versprechen wir, Investitio-
nen in Wasser in unseren öffentlichen
nationalen Haushalten zu priorisieren.
Wir fordern die Internationale Koope-
ration (Weltbank, regionale Entwick-
lungsbanken und bilaterale Zusammen-
arbeit) auf, die Initiativen der Entwick-
lungsländer ohne irgendeine Art von
Bedingungen zur Privatisierung von
Trinkwasserversorgung oder Basis-
sanitärdiensten zu unterstützen. Wir
berücksichtigen, dass die Bereitstel-
lung und die Kontrolle des Wassers im
öffentlichen, sozialen, gemeinschaftli-
chen, partizipativen, gleichberechtigten
Bereich und ohne Gewinnabsichten
verbleiben muss. Es ist die Verpflich-
tung aller nationalen und internationa-
len Institutionen, diese Bedingungen
zu garantieren.“ Wasser solle aus allen
Freihandelsverträgen, aus der WTO
und allen bilateralen Investitionsab-
kommen herausgenommen werden.
Der bolivianische Vorschlag für die
Ministererklärung endete mit einer
harschen Kritik am WWF selbst: „Es
ist unabdingbar, dass das Weltwasser-
forum die unterschiedlichen Positio-
nen gebührend reflektiert, die in Bezug
auf das Wasser existieren, und zwar
ohne die Beteiligung derjenigen zu pri-
vilegieren, die über die Mittel verfü-
gen, sich einzuschreiben und die Sit-
zungen zu organisieren.“ (9)

... scheitert an der Arroganz
der Macht

Nach einer derartig eindeutigen
Positionierung der neuen boliviani-
schen Regierung verwundert es kaum,
dass die VertreterInnen der reichen
Staaten (in denen viele der großen
Wasserkonzerne ansässig sind) die An-
nahme der Erklärung mit ihrer Stim-
menmehrheit zu verhindern wussten.

Schließlich steht ein Menschenrecht
auf sauberes Wasser und eine Versor-
gung ohne Gewinnabsichten (was noch
immer weit unterhalb der Schwelle der
Herausnahme des Wassers aus der Wa-
renproduktion bleibt) den Interessen
des Kapitals diametral entgegen. Ein
Vertreter der Weltbank wird in der
Jornada vom 19.03.2006 mit der Be-
merkung zitiert, man wolle „mit dieser
Diskussion keine weiteren 20 Jahre
verlieren“. Derzeit seien weniger als
10% des weltweiten Wassermarktes
privat und daher kaum der Rede wert.
Dass die Wasserkonzerne jedoch in
den vergangenen 10 bis 20 Jahren bei
Null beginnend diese enorme Steige-
rung erreicht haben, ignoriert die von
der puren Arroganz der Macht geprägte
Einlassung geflissentlich. Auch dass
Institutionen wie IWF und Weltbank
zumindest eine gehörige Mitschuld
daran trifft, dass der öffentliche Sektor
seiner Versorgungsaufgabe vielerorts
nicht gebührend nachkommt, wurde
verschwiegen.

Die letztlich verabschiedete Mini-
stererklärung ist ein weiteres Beispiel
jener unzähligen „Abschlusserklärun-
gen“, die eines aufwendigen Treffens
erst gar nicht bedurft hätten und
spricht eine völlig andere Sprache als
der bolivianische Entwurf. Die Poli-
tikerInnen beschränken sich darauf,
die Notwendigkeit zu unterstreichen,
„Wasser und sanitäre Einrichtungen
als Prioritäten in nationale Prozesse
einzuschließen, insbesondere für eine
nationale nachhaltige Entwicklung und
Strategien zur Verringerung der Ar-
mut“ (10) – von einem Menschen-
recht ist freilich nicht die Rede.

Nicht ohne Widerspruch

Am Tag der Eröffnung des WWF
durch den mexikanischen Präsidenten
Vicente Fox fand in Mexiko-Stadt auch
eine Großdemonstration mehrerer
Tausend bis Zehntausend Teilnehmer-
Innen gegen das Lobbyistentreffen und
gegen die Privatisierung von Wasser
statt – unter welcher Verkleidung diese
auch immer daherkommen mag. Zu der
Demonstration hatten ökologische und
linke Gruppen, Gewerkschaften sowie
Vereinigungen von Campesin@s und
Indígenas aufgerufen. Auch ein „Festi-
val Internacional por el Agua“, das die
PRD-Stadtregierung an mehreren Ta-
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gen im März ausrichtete, wurde von
einzelnen KünstlerInnen immer wieder
in den Kontext der Kampagnen gegen
die Privatisierung gestellt. So fand bei-
spielsweise am Sonntag nach dem
WWF auf dem überfüllten Zócalo von
Mexiko-Stadt vor geschätzten 180.000
BesucherInnen ein Open-Air-Konzert
mit Los Estrambóticos, Panteón Ro-
cocó und Manu Chao statt. Die Bands
agitierten direkt vor dem Amtssitz von
Vicente Fox völlig unmissverständlich
gegen die Privatisierung des Wassers
und für „La Otra Campaña“.

Vom 17. bis 19. März fand sich
das Spektrum, das tags zuvor die De-
monstration getragen hatte, im Ge-
bäude der TelefonistInnengewerk-
schaft zum „Foro Internacional en
Defensa del Agua“ zusammen. Promi-
nenteste TeilnehmerInnen waren si-
cherlich der bolivianische Wasser-
minister Abel Mamani und Danielle
Mitterand, die beide auch das offiziel-
le WWF besuchten und dort ihre
privatisierungskritischen Standpunkte
vertraten. Auf dem Alternativ-Forum
fanden sehr interessante Workshops
zu Themen wie der Rolle der Europäi-
schen Investitionsbank bei der Privati-
sierung von Wasser und Rohstoff-
extraktion im Trikont oder den Han-
delsbeziehungen zwischen Mexiko
und der EU statt. Informationen aus
aller Welt konnten aus erster Hand
gehört, jedoch leider kaum diskutiert
werden. Beispielsweise prangerte Ri-
chard Bricks Mokolo aus Südafrika
das System der „prepaid water me-
ters“ in seinem Heimatland an: Priva-
tisiertes Wasser muss dort vielerorts
im Voraus bezahlt werden – wie hier-
zulande etwa Telefonkarten. Nach
Verbrauch des Guthabens kommt in
manchen Regionen Südafrikas kein
Nass mehr aus den Hähnen. Die kon-
krete Folge davon sei, dass sich in
vielen Townships NachbarInnen ge-
genseitig um Wasser beklauen (müs-
sen). Das Prinzip der Kostendeckung
führt in Südafrika nämlich zu hohen
Wassertarifen, die sich der arme
Bevölkerungsteil nicht mehr leisten
kann. Dass sich dies alles in einem
der wenigen Länder abspielt, in dem
das Recht auf Wasser in der Verfas-
sung festgeschrieben ist, ist für Ri-
chard Bricks ein Ausdruck davon, dass
„die kapitalistische Welt die Leute
zwingt, für ihre Rechte zu bezahlen“.

Die Abschlusserklärung des Alter-
nativ-Forums „Declaración Conjunta
de los Movimientos en Defensa del
Agua“ (11) ist getragen von der Über-
zeugung, dass Wasser ein Gemein-
schaftsgut und der Zugang dazu ein
Menschenrecht ist. Folglich wird jede
Form von Privatisierung und PPPs
scharf zurückgewiesen. Die Versor-
gung mit Wasser und die Kontrolle der
Wasservorkommen sowie der Dienst-
leistungen im Wassersektor sollen von
öffentlichen Einrichtungen übernom-
men werden – und zwar ohne dass die-
se ihrerseits einer Profitabsicht nach-
kommen. Treffen wie dem WWF wird
jegliche Legitimität abgesprochen und
es wird gefordert, das Wasser aus
Freihandelsverträgen und der Welt-
handelsorganisation herauszunehmen.
„Wir fordern, dass jeder Mensch Zu-
gang zu und das Recht auf Wasser gu-
ter Qualität und in ausreichender Men-
ge für Hygiene und Ernährung haben
muss.“ Die notwendige Menge Trink-
wasser soll kostenfrei und unabhängig
von Kriterien wie kultureller, religiö-
ser, sozialer, geographischer oder öko-
nomischer Zugehörigkeit sowie vom
Geschlecht zur Verfügung gestellt wer-
den. „Kein Unternehmen, keine Regie-
rung oder internationale Einrichtung
darf aufgrund ausbleibender Gebühren-
zahlungen für den häuslichen Konsum
die Lieferung unterbrechen.“ Schließ-
lich haben sich die vertretenen Organi-
sationen für Herbst 2006 noch auf
weltweit gleichzeitig durchzuführende
Aktionstage verständigt. Das gemein-
same Motto soll lauten: „Das Recht
auf Wasser ist möglich: Für eine öf-
fentlich-partizipative Verwaltung.“

Alter Wein in alten Schläuchen

Trotz dieser Einsichten ein wenig
anstrengend ist an der weltweiten Be-
wegung gegen die Privatisierung der
Wasserversorgung, dass sie auf dem
„Foro Internacional en Defensa del
Agua“ wie auch in fast allen ihrer vie-
len Veröffentlichungen noch immer
den zweifellos großen, aber eben
mittlerweile sechs Jahre zurücklie-
genden Erfolg von Cochabamba ab-
feiern zu müssen scheint. Dabei gibt
es unter anderem aus Brasilien,
Frankreich und Italien neuere, wenn-
gleich weniger spektakuläre Rück-
übertragungen der Wasserversorgung

in den öffentlichen Aufgabenbereich
zu berichten. Ebensowenig wirklich
nachvollziehbar ist die Selbstüber-
schätzung der VeranstalterInnen von
Demonstration und Alternativ-Forum:
Es mag den Gesetzen der medialen
Öffentlichkeitsarbeit genügen, die ei-
gene Bewegung als die wichtigste und
erfolgreichste der Welt darzustellen.
Die Häufigkeit, mit der vor allem in
Plenarveranstaltungen von „histori-
schen Stunden“, von „Meilensteinen“
in der Debatte, dem baldigen „Sieg
über den Neoliberalismus“ (sind an-
dere Spielarten des Kapitalismus
nicht mehr kritikabel?), dem angebli-
chen „Einfluss“ auf die Diskussionen
auf dem WWF sowie vom „absehba-
ren Stopp“ von Privatisierungen ge-
sprochen wurde, stand jedoch in ei-
nem krassen Missverhältnis zum tat-
sächlichen Geschehen auf dem Forum
bzw. ist Zeugnis einer fatalen Fehlein-
schätzung von Diskursen und Kräfte-
verhältnissen. Wenn selbst Organisa-
tionen wie beispielsweise die Welt-
bank mittlerweile ihre Sprache derje-
nigen von NGOs anpassen mussten
(oder ist es andersrum?), sagt dies
schließlich nichts über deren wahren
Einfluss auf die Politik des Kapitals
aus. Auch der sich abzeichnende, lang-
same Rückzug mancher großer Was-
serkonzerne aus Lateinamerika folgt
eher der Logik ausbleibender schnel-
ler Profite und dem Druck der Akti-
onärInnen als dem der Straße.

Santiago Arconada Rodríguez vom
venezolanischen Wasserversorger
HIDROVEN übte Kritik an der immer
wieder bemühten „Philosophie des
Wassers“ (12) und machte damit klar,
dass sich ein gewisses Unverständnis
gegenüber diesem auf dem Alternativ-
Forum allgegenwärtigen Phänomen
zumindest nicht ausschließlich aus ei-
nem interkulturellen Missverständnis
des/der eurozentrischen BeobachterIn
speist. Statt redundanter philosophi-
scher Ergüsse über die einfache Tat-
sache, dass sauberes Wasser allen zur
Verfügung gestellt werden muss und
niemand daran verdienen soll, forder-
te Arconada ein, auch die ganz kon-
kreten Probleme zu diskutieren, die
sich jenen stellen, die – wie die Boli-
varianische Republik Venezuela – un-
ter der demokratischen Beteiligung
der Bevölkerung eine Versorgung mit
sauberem Wasser aufbauen wollen.
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Der jahrezehntelange Einfluss von
Großkonzernen und die oft katastro-
phal niedrigen Qualitätsstandards von
maroden Staatsbetrieben hätten
schließlich dazu geführt, dass es kaum
Wissen gibt, auf das solche Initiativen
aufbauen können.

Im Gegensatz zu den vorgenannten
Kritikpunkten richtig ärgerlich war
auf dem „Foro Internacional en De-
fensa del Agua“ jedoch die Tatsache,
dass wichtige Aspekte von Privatisie-
rungen (nicht nur im Wassersektor)
keine – auch keine untergeordnete –
Rolle spielten: So richtig und wichtig
es ist, immer wieder auf die vielen
ganz konkreten Schweinereien und die
dafür verantwortlichen Finanzorga-
nisationen, Konzerne, ManagerInnen
und PolitikerInnen zu verweisen, so
wenig wirklichen Erklärungsgehalt hat
all dies alleine. Eine wichtige Frage
wäre hier gewesen, warum nach einem
Jahrhundert Abstinenz privaten Kapi-
tals vom Sektor der Grundversorgung
dessen Appetit auf Privatisierungen in
den letzten 10 bis 20 Jahren so stark
gewachsen ist. Die (wahrlich nicht
neue) pure Gewinnsucht einer Hand
voll ManagerInnen und die Korruption
von PolitikerInnen überzeugen hier
als Antwort leider nur wenig. Es hätte
eine echte Bereicherung für das Fo-
rum sein können, auch die Rolle von
Privatisierungen und Inwertsetzung
von Natur (z.B. mittels Biotechnolo-
gie) und Wasser in aller Welt für den
Weiterbestand einer krisenhaften ka-
pitalistischen Ökonomie (13) zu the-
matisieren. Schließlich existiert auf
die Frage, inwieweit Privatisierungen
als neue Runde „ursprünglicher Akku-
mulation“ (14) anzusehen sind, noch
keine wirklich überzeugende Antwort.
Eine solche sich auf einem internatio-
nalen Kongress gemeinsam schritt-
weise zu erarbeiten (und damit den
Antiprivatisierungskämpfen eine Teil-
bereiche übergreifende, antikapitali-
stische Perspektive zu eröffnen), wä-
re interessanter und notwendiger ge-
wesen als die gleichermaßen in den
offiziellen Begleitveranstaltungen
zum WWF wie auf dem Alternativ-Fo-
rum dargebotene Endlosschleife der
„Philosopie des Wassers“.

(1) Christina Deckwirth: Sprudelnde Gewinne
(weed-Broschüre), Bonn 2004

(2) http://www.citizen.org/cmep/Water/
cmep_Water/reports/mexico/

(3) Maude Barlow und Tony Clarke: Blaues Gold
- Das globale Geschäft mit dem Wasser, Verlag
Antje Kunstmann, München 2003, S. 198

(4) http://www.worldwatercouncil.org und http://
www.uneterre.net/wwc/visu_membre_w.php

(5) Laura Poy: 11 milliones de mexicanos sin
agua potable, in La Jornada, edición especial:
Agua, Dezember 2005

(6) Angélica Enciso: Diez transnacionales
controlan la venta de agua en el orbe, in La
Jornada, edición especial: Agua, Dezember
2005

(7) ILA Nr. 293 vom März 2006, http://www.ila-
web.de/artikel/ila293/cutzamala.htm

(8) http://www.narconews.com/Issue41/
articulo1744.html

(9) Ministerio del Agua Bolivia: Una Visión
Humana del Agua en Bolivia, El Ministerio del
Agua del Gobierno del Presidente Evo
Morales, 2006

(10) http://www.worldwaterforum.org/home/
..%5Cfiles%5CMinisterial_Declaration.pdf

(11) http://www.comda.org.mx/jornadas/
declaracion.htm

(12) Eine kleine Auswahl der blumigsten der da-
mit gemeinten Aussprüche bzw. Argumenta-
tionsfiguren: „Wenn wir alle wie das Wasser
wären, würde sich unser Leben um vieles än-
dern“, „Wasser ist das Blut von Pachamama“
(beides Oscar Oliveira, Cochabamba), „Was-
ser ist ein Geschenk der Natur an die Mensch-
heit“ (Maude Barlow, Canada), „Wasser ist
das Blut der Erde“ sowie das viel geliebte
„Wasser ist Leben“.

(13) Die der Warenproduktion innewohnenden
Widersprüche entladen sich in unvermeidli-
chen sogenannten „Überproduktions-
krisen“. Der wichtigste Widerspruch ist hier
derjenige zwischen den sich (aufgrund der
Konkurrenzsituation der Privatproduzent-
Innen) beständig höher entwickelnden Pro-
duktivkräften und dem Zwang, die produ-
zierten Waren nach kapitalistischen Spielre-

geln abzusetzen – also zu verkaufen. Wäh-
rend in anderen Produktionsweisen (zum
Teil sogar im „real existierenden Sozialis-
mus“) Krisen durch Unterproduktion von
Gebrauchswerten entstehen, werden sie in der
Warenproduktion absurderweise durch Über-
produktion von Waren verursacht: Überfluss
ist im Kapitalismus ein Problem! Ist eine
Überproduktionskrise eingetreten, suchen
Profite vermehrt Anlagen ausserhalb der Pro-
duktion. „Gelöst“ werden Überproduktions-
krisen durch die Vernichtung von Kapitalien
und Produktivkräften, so dass ein neuer „Auf-
schwung“ möglich wird: Der Kapitalismus
steht einem wirklichen Fortschritt der
Menschheit im Weg.

(14) Im Kapitel 24 des ersten Bandes des „Kapi-
tals“ beschreibt Karl Marx am Beispiel der äu-
ßerst gewaltsamen Expropriation der engli-
schen freien BäuerInnen im 16. Jahrhundert
das Phänomen der sogenannten „ursprüngli-
chen Akkumulation“: Noch nicht in kapitalisti-
scher Produktion geschaffene Werte werden
durch vorkapitalistischen Handel – oft auch
durch schlichten Raub! – einer kapitalisti-
schen Gesellschaft einverleibt. Anfang des 20.
Jahrhunderts stellte Rosa Luxemburg die ver-
allgemeinerte Analyse an, dass die kapitalisti-
sche Akkumulation nur dann „funktionieren“
kann, wenn es ein nicht-kapitalistisches Äu-
ßeres gibt, von wo der kapitalistischen Gesell-
schaft kontinuierlich Werte zufließen. Ob die-
ses Äußere in bisher nicht vollständig kapita-
listisch durchdrungenen Weltregionen oder
bisher staatlich verbliebenen Wirtschafts-
sektoren besteht, erscheint dabei unerheblich.
Detaillierte Informationen über den Stand von
Privatisierungen und die Strategien von
Wasserkonzernen in Lateinamerika finden
sich in den Berichten „Water Privatization in
Latin America“ (http://www.psiru.org/
publicationsindex.asp), die von der Public
Services International Research Unit (PSIRU)
in größeren Abständen herausgegeben wer-
den. Über Brot für die Welt ist zudem die Stu-
die „Privatización del Agua en América
Latina“ erhältlich.

Gegendemo und -forum: Wasser ist ein Recht und keine Ware – Nein zur Privatisierung
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http://www.worldwatercouncil.org
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http://www.ila
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http://www.worldwaterforum.org/home/
http://www.comda.org.mx/jornadas/
http://www.psiru.org/


Praktizierten Internationalismus
aufrechterhalten ...

Die Finanzierung der Mexikoarbeit des Ökumenischen Büros fällt ab
2006 weg, da weitere Zuschüsse gestrichen werden. Der (hauptamtli-
che) Wegfall dieser Arbeit wäre ein sehr großer Verlust für uns. Seit 22
Jahren engagieren sich hier Menschen in praktischer Solidarität mit
emanzipatorischen Bewegungen aus Zentralamerika und Mexiko.

Die Einstellung der Mexikoarbeit können Sie jedoch verhindern. Der
Bereich, der ca. 14.000 Euro im Jahr kostet, kann erhalten werden,
wenn

l 120 FörderInnen monatlich 10,00 Euro oder
l 60 FörderInnen monatlich 20,00 Euro oder
l 40 FörderInnen monatlich 30,00 Euro oder
l viele, viele Menschen kleine oder große Einzelbeträge

auf unser Konto 56 17 62 58 bei der Stadtsparkasse München,
BLZ 701 500 00 spenden.

Spenden für das Ökumenische Büro sind steuerlich absetzbar.
Formular ausfüllen und an uns senden. Schon jetzt – herzlichen Dank.

... fördert das Ökumenische Büro ...

Ökumenisches Büro für Frieden und Gerechtigkeit e.V. Pariser Str. 13
81667 München Postvertriebsstück B 11218 F Entgelt bezahlt

Wahlbeobachtungen in indigenen Gemeinden

... zum Beispiel Mexico

Mit dem Flugdienst
            des
Ökumenischen Büros
        rund um die Welt

Flüge innerhalb Europas, nach Asien,
Afrika und natürlich nach Zentral-

und Südamerika

Sonder- und STA-StudentInnentarife,
Jugendtarife europaweit und natürlich weltweit.

Tickethinterlegungen, Pauschal- und Last
Minute Reisen mit oder ohne Hotel, Reise-

versicherungen
und

Mietwagen ...

Flugdienst im Internet

www.oeku-buero.de/flug
Onlinebuchung für

Flug, Pauschal- und Last Minute-Reisen,

(auch die jeweils aktuellen

Internetsondertarife von Lufthansa und
anderen Airlines sind hier buchbar) Versicherungen und

Mietwagen, Visa- und Gesundheitsinformationen
und, und, und...

Einfach mal reinschauen,
anrufen, anfaxen
oder mailen.

Telefon: 089 - 89 22 49 61 Fax: 089 - 89 22 49 62
Email: flug@oeku-buero.de

http://www.oeku-buero.de/flug
mailto:flug@oeku-buero.de

